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(Beginn: 14:30 Uhr)

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, Kolleginnen und Kollegen, liebe Sachverständige, liebe Vertreterinnen und 
Vertreter der Ministerien, Interessierte! Herzlich willkommen zu unserer Sitzung 
des Ausschusses für Wohnen, Bau und Verkehr. Lage und Perspektiven der Bau-
wirtschaft sind das Thema unserer heutigen Anhörung. – Vielleicht zunächst die 
Spielregeln der Anhörung: Die Sachverständigen tragen jeweils fünf Minuten vor. 
Im Anschluss stellt jede Fraktion zwei Fragen; so ist es heute kollektiv besprochen 
worden. Wir hören pünktlich spätestens um 17:30 Uhr auf. Ich danke den Sachver-
ständigen für die sehr umfangreichen Stellungnahmen, die sie uns haben zukom-
men lassen. Zu meiner Linken darf ich die Kollegin Schuhknecht begrüßen, die 
Vorsitzende des Wirtschaftsausschusses des Bayerischen Landtags – herzlich will-
kommen –,

(Beifall)

und zu meiner Rechten die Kollegin Schreyer als Sprecherin für Wirtschaft der 
CSU-Landtagsfraktion und Staatsministerin a. D.; Kerstin, sei uns herzlich willkom-
men.

(Beifall)

Es ist kein Geheimnis, dass der Impuls aus dem Wirtschaftsausschuss von den 
Kolleginnen und Kollegen der GRÜNEN kam; er ist dann formell uns zugeleitet 
worden. Wir danken sehr dafür und freuen uns, dass wir die Anhörung heute ge-
meinsam durchführen können.

Die Sitzung ist öffentlich, und es gibt eine YouTube-Übertragung. Wir führen ein 
Wortprotokoll; das haben wir Ihnen alles schon geschrieben. – Sie ärgern sich 
nicht, wenn ich in zehn Minuten bereits die Sitzung verlasse. Der Kollege Schießl 
wird mich vertreten. Aus familiären Gründen bin ich gezwungen, nach Oberfranken 
zurück zu reisen. Ich muss meine Tochter aus dem Kindergarten abholen, weil die 
Kollegin aus dem Deutschen Bundestag das jetzt einfach nicht schafft. Das ist 
manchmal so, und ich tue das auch sehr gerne. Der Sitzung wünsche ich einen 
guten Verlauf.

Die Vertreterinnen und Vertreter der Staatsregierung sind keine Sachverständigen. 
Man muss sie also nicht mit Fragen quälen und dergleichen mehr. Wir haben heute 
Sachverständige eingeladen, um uns dem Thema inhaltlich zu nähern. Sie beant-
worten unsere Fragen. Die heutige Anhörung dient ausschließlich und ausdrücklich 
der Informationsgewinnung. Wir wollen uns heute ein Bild machen, Informationen 
sammeln und daraus politische Konsequenzen ziehen, in welcher Form auch 
immer. – Ich würde jetzt mit dem Eingangsstatement von Herrn Edmüller beginnen. 
Sie haben fünf Minuten Zeit; seien Sie uns herzlich willkommen.

SV Johannes Edmüller (BZV): Ich bin Präsident der Bayerischen Ziegelindustrie 
und gleichzeitig Unternehmer. Ich leite das Unternehmen Schlagmann Poroton. 
Wir stehen mitten in den Auswirkungen des Komplettversagens der deutschen 
Wohnungsbaupolitik. 800.000 Wohnungen fehlen. 400.000 wurden vor drei Jahren 
versprochen; wir werden dieses Jahr keine 200.000 Wohnungen bauen. Natürlich 
sind die Ursachen vielfältig: Zinsen, Inflation, Baulandpreise, Krieg, Energiepreise. 
Aber begonnen hat das ganze Dilemma leider schon davor, am 24. Januar 2022. 
Damals wurde die KfW-Förderung gestrichen. Die lief gut. Damit wurden vom Neu-
bau 15 Milliarden Euro abgezogen; dann wurden nur noch 1,1 Milliarden Euro pro 
Jahr aufgelegt. Das heißt: Dem Wohnungsneubau wurden im Januar 2022 rund 
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90 % des Fördervolumens entzogen. Da fast 60 % aller Wohnungen in Bayern aus 
Ziegel sind, trifft uns diese Krise sehr hart. Ich selbst beschäftige 450 Mitarbeiter 
an sechs Standorten in fünf Regierungsbezirken; letztes Jahr mussten wir in unse-
ren Unternehmen ein Minus von 40 % hinnehmen. Wir haben 60 Mitarbeiter durch 
Schichtabbau und verschiedene Maßnahmen verloren, und 2024 sind die verblie-
benen 390 Mitarbeiter aktuell in Kurzarbeit. Wir werden heuer weitere 20 % minus 
verkraften müssen, wie es aussieht. Wir können auch nicht auf internationale 
Märkte ausweichen, weil wir hier mittelständisch und regional tätig sind. Wir hän-
gen von der Wohnungsbaukonjunktur ab. Insofern schieben wir auch noch das 
größte Investitionsprogramm vor uns her oder sind schon mitten drin, das wir je ge-
habt haben, nämlich die Dekarbonisierungsinvestitionen. Wir laufen von stromba-
sierter Mikrowellentrocknung über den Bau von Synthesegasanlagen rein in die 
Windräder; das alles passiert gerade in unserer Industrie. Die Transformation läuft 
seit ungefähr vier, fünf Jahren auf Hochtouren. Wir haben schon viele Erfolge er-
zielt, aber sie werden von der jetzigen Marktlage konterkariert. Das ist sehr scha-
de, zumal viele schöne Produkte entstanden sind, die jetzt keiner braucht, zum 
Beispiel getrocknete Lehmziegel, die man nicht mehr brennen muss; wir haben 
Recyclingziegel am Start mit einem Recyclinganteil von bis zu 70 %. Auch die Mo-
dulfertigung für serielles Bauen ist in den Startlöchern. Aber die Bauobjekte fehlen. 
– Was kann man tun?

Wir haben fünf Kernpunkte mit dem Ziel überlegt, nicht noch mehr Arbeitsplätze zu 
verlieren und die Unternehmen aus dieser Krise herauszuführen. Zum einen brau-
chen wir – ganz simpel – wieder mehr Geld wie damals bei der KfW-Förde-
rung 2022: mehr Fördermittel für den bezahlbaren Wohnraum, für den sozialen 
Wohnungsbau, nicht nur Zinserleichterungen, sondern vor allem auch Zuschüsse 
als Eigenkapitalersatz. Ein Aussetzen der Grunderwerbsteuer beim Kauf der ers-
ten selbstgenutzten Immobilie wäre eine sehr, sehr wünschenswerte und zielfüh-
rende Initiative.

Zweitens müssen wir einfacher, enttechnisierter bauen. Von 2000 bis 2023 sind die 
Kosten für den Rohbau um gut 100 % gestiegen, die Kosten für die Kostengrup-
pe 300 und 400, also die technischen Ausbaugewerke, um 318 %. Aus unserer 
Sicht reicht ein Effizienzhaus 55 völlig aus; das sollte die Basis für die Zukunft bil-
den.

Der dritte Punkt wäre eine einfachere Förderung. Unsere Haupttätigkeit als Ziegel-
hersteller ist heute das Anbieten von Seminaren, damit unsere Kunden die die För-
derlandschaft überblicken. Das ist sogar für die Profis so schwierig, dass die För-
derdschungel-Vereinfachungs-Seminare zu den bestbesuchten gehören. Das 
muss man vereinfachen, anstatt es noch komplizierter zu gestalten.

Ein Viertes: Auch beim Wohnbau-Booster Bayern, einem guten Instrument, wären 
mehr Mittel nötig, unter anderem beim Kinderfreibetrag. Sinnvoll wäre es, wenn er 
etwa von 7.500 Euro auf 10.000 Euro erhöht würde, wenn die Einkommensgren-
zen erhöht und Landesbürgschaften zur Unterstützung des Eigenkapitals angebo-
ten würden. – Zum Wohnbau-Booster und zum Mietwohnungsbau in Bayern noch 
ein Wort: Die Einkommensorientierte Förderung ist ein absolutes Erfolgsmodell, 
wird aber gerade in den Regierungsbezirken sehr unterschiedlich gehandhabt. In 
Niederbayern sind die Förderungen in den letzten paar Monaten abgesagt worden, 
auch in einem anderen Regierungsbezirk, weil angeblich keine Mittel mehr für die 
EOF da seien. Das soll in anderen Regionen anders sein; das ist vielleicht regie-
rungsbezirkabhängig. So ein Hü und Hott ist absolutes Gift für einen Markt. Inso-
fern ist auch das ein wichtiger Punkt.

Fünftens wäre für uns auch die Förderung der Regionalität ein wichtiges Kriterium, 
sodass nicht nur der billigste gewinnt, sondern dass auch das Kriterium der Regio-
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nalität von Baustoffen oder Bauleistungen mit betrachtet wird. Man sollte nicht 
kreuz und quer durch Europa fahren müssen. Quoten für den Einsatz von regional 
hergestellten Baustoffen sowie die Verwendung von Recyclingbaustoffen sind 
mögliche Kriterien. – Das waren die fünf Minuten, denke ich. Herr Baumgärtner hat 
sich noch nicht geräuspert; insofern glaube ich, dass ich in der Zeit bin.

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Herzlichen Dank für Ihre Ausführun-
gen. Wenn alle so entspannt wären wie der Vorsitzende, wäre alles viel, viel leich-
ter. Glauben Sie mir das. – Ich erteile das Wort Herrn Andreas Eisele.

SV Andreas Eisele (BFW): Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich vertrete 
hier den Landesverband Freier Wohnungs- und Immobilienunternehmen. Wir er-
richten ungefähr 85 % des Neubau-Wohnungsbestandes und verwalten und entwi-
ckeln auch im gewerblichen Bereich ungefähr 40 %. Gleichzeitig vertreten wir die 
mittelständischen Bestandshalter, die familiengeführte Unternehmen führen. – Ich 
selber bin Entwickler im Einzelhandelsbereich deutschlandweit mit einem Schwer-
punkt auf Restrukturierung und Neuentwicklung schwieriger Einzelhandelsobjekte. 
Der BFW hat die gleiche Wahrnehmung wie alle anderen Beteiligten: Wir haben 
gestiegene Baukosten, gestiegene Zinsen, den Klimawandel, ESG und Co, Regu-
lierung und Bürokratie als Herausforderungen, die verschärfte Mietgesetzgebung, 
Fachkräftemangel. Wir haben eine höhere Komplexität zu bewältigen, Inflation, 
Lieferkettenprobleme, ein schlechtes Image in der Medienwelt und stehen bei 
Steuern und Abgaben vor Herausforderungen. Ich glaube, die Lage ist für alle in 
der Immobilienwirtschaft und in den damit verbundenen Unternehmen gleich.

Meine Thesen sind: Für den Neubau brauchen wir vor allen Dingen Flächen. Bei 
Sanierungen müssen wir Wirtschaftlichkeit wahren. Wir alle müssen in einem wirt-
schaftlichen Rahmen arbeiten, der mit unseren Partnern, der Bankfinanzierung und 
den anderen Beteiligten umsetzbar ist. Wir brauchen ganz dringend Planungssi-
cherheit. Die Änderungen der Förderlandschaft waren für uns katastrophal: Keiner 
traut sich mehr was, weil niemand mehr weiß, worauf er sich verlassen kann.

Grundsätzlich müssen sich auch Ausgaben für den Klimaschutz wirtschaftlich loh-
nen. Ansonsten werde ich schon an der Finanzierung scheitern. In Zukunft müssen 
wir verstärkt auf realitätsnahe Regelungen setzen, nicht auf realitätsferne, was ak-
tuell der Fall ist, und impraktikable Vorgaben, die nicht umgesetzt werden können. 
Dass das der Fall ist, sieht man an der Gesamtsituation im Wohnungsbau und im 
Baugewerbe: Aktuell können einfach keine Projekte mehr umgesetzt werden. Wir 
fordern mehr Mut zum Weglassen. Weniger ist mehr bei den Regulierungen, unter 
denen wir arbeiten. Weniger Staat, mehr Unternehmertum würde uns mehr Mög-
lichkeiten bieten. Klimaneutralität im Gebäudebestand bis 2045/2050 ist nicht zu 
verwirklichen. Darüber können wir gerne in die Diskussion einsteigen. Bestandssa-
nierungen im erforderlichen Maß scheitern eben – das muss man immer wieder 
sagen – an der fehlenden Wirtschaftlichkeit. Klimaneutralität ist nicht finanzierbar. 
Sanieren um jeden Preis konterkariert das Ziel des bezahlbaren Wohnraums. An-
spruchsvolle Projekte dauern jetzt noch länger. Personelle Kapazitäten fehlen. Das 
entsprechende Material ist nicht da. Die Verkürzung der Lebenszyklen aufgrund 
der Technisierung – graue Energie, Gebäudesanierung, Gebäudetechnisierung: 
Das alles ist ziemlich schwierig. Die Komplexität nimmt zu. – Vor all diesen Proble-
men stehen wir und erwarten, dass wir mit Ihnen gemeinsam an Lösungen arbei-
ten können.

SVe Prof. Lydia Haack (Bayerische Architektenkammer): Ich bin Präsidentin der 
Bayerischen Architektenkammer, aber auch Architektin, planend unterwegs, und 
Stadtplanerin. Sie haben uns zu sehr komplexen Themenfeldern befragt, und wir 
haben in unserem Papier zu neuen Themen ausführlich geantwortet. Das will ich 
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hier gar nicht wiederholen, weil das den Rahmen sprengen würde, und greife viel-
leicht zwei Aspekte heraus.

Wenn man nach einem Turbo fragt, braucht man in der Regel eine breite Straße, 
eine Schneise, muss Fahrt aufnehmen, braucht eine Menge Benzin und viel Geld. 
Ich glaube, heute sind wir nicht in dieser Situation. Deswegen haben Sie von uns 
auch einen Strauß an Maßnahmen bekommen, von denen wir überzeugt sind, 
dass wir sie alle gleichzeitig angehen müssen.

Was wir heute nicht planen, wird morgen auch nicht gebaut. Da müssen wir unsere 
Planungslandschaft bearbeiten, um wirklich Aufträge vergeben können. Hier ist 
uns ein Instrument besonders wichtig, das wir sofort in Gang setzen können. Sie 
wissen, dass die Schwellenwerte von 221.000 Euro durch § 3 Absatz 7 der Verga-
beordnung letztendlich dazu führen, dass die Aufträge in den Kommunen in so 
kleinen Losen vergeben werden, dass nichts mehr passiert. Wir haben zusammen 
– Herr Weigl sitzt mir gegenüber – mit der Ingenieurekammer-Bau Geld in die 
Hand genommen und ein Gutachten von Prof. Burgi machen lassen. Er sagt, dass 
wir die Auftragswerte für Planungs- und Bauleistungen zusammenrechnen können, 
und dass dann der Auftragswert schon bei 5,6 liegt. Damit kann man schon eine 
Reihe von Gebäuden schnell vergeben. Dann können auch die Summen für die 
Einzelvergaben höher sein. Das wird sofort dazu führen, dass Aufträge in den Ge-
meinden schneller vergeben werden und wir aktiv ins Bauen kommen. Wir hoffen, 
dass Sie diese Maßnahme mit dem Ministerium klären. Denn jetzt braucht es eine 
klare Äußerung – nicht eine so unklare, mit Unsicherheiten behaftete wie vom 
Bund, sondern ein klares Bekenntnis, dass das möglich ist. Das müssten wir vertei-
len, und dann würde etwas weitergehen. Darum würden wir Sie sehr, sehr bitten – 
eine niederschwellige, aktive Maßnahme.

Eine zweite Maßnahme, über die wir schon öfter mit dem Ausschuss gesprochen 
haben, ist, alles dafür zu tun, um das Bauen im Bestand jetzt möglich zu machen, 
und so die vielen kleinen Einzelmaßnahmen, die man sofort angehen könnte, auf 
die Reihe zu bringen, indem wir Erleichterungen bei der Stellplatzsatzung und, 
und, und schaffen. Das finden Sie in unseren Papieren; ich habe alle Stellungnah-
men mal gegengelesen. Das heißt: Das ist vielleicht nicht der riesengroße Wurf, 
aber die Summe der Einzelmaßnahmen wird ein sehr belastbares Sofortpaket brin-
gen.

Ich habe eine weitere Bitte; ich bin ja auch Professorin für Baukonstruktion und 
Entwerfen, und spüre, dass in den Nachwuchs nicht mehr investiert wird. Die Gel-
der für die Universitäten und die Ausbildungszeiten dürfen nicht geschrumpft, son-
dern müssen angehoben werden. Für unseren Berufsstand heißt das: Baukam-
merfähig ist man vielleicht nicht mehr nach acht, sondern nach zehn Semestern. 
Unsere jungen Leute müssen Historie lernen; Bauen im Bestand erfordert Sach-
verstand. Hier geht es um konstruktive Aspekte, Schadstoffe und um Zukunftstech-
nologien wie Investitionen in dreidimensionale Planung, Künstliche Intelligenz, 
BIM-Maßnahmen – all diese neuen Werkzeuge. Auch das muss gelernt werden. 
Bitte investieren Sie in die Zukunft; nehmen Sie Geld in die Hand, bringen Sie 
diese Dinge aktiv weiter, anstatt sie zurückzufahren. Das hat unser Land bisher 
wirklich gut gemacht; das ist auch genau das, was den Mittelstand, das eigentliche 
Kreuz unserer bayerischen Wirtschaft, erhält. Investieren Sie in Planung; denn das 
sind Ihre Gebäude von morgen.

SVe Dr. Ulrike Kirchhoff (Haus & Grund Bayern): Herr Vorsitzender, meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Ich vertrete Haus & Grund Bayern; wir sind der Ver-
band der privaten Haus-, Wohnungs- und Grundeigentümer in Bayern mit über 
153.000 Mitgliedern: Eigentümer, deren Familien und natürlich, noch viel wichtiger, 
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deren Immobilien. Wir haben eine etwas andere Sicht auf das Problem, da wir die 
privaten Eigentümer vertreten, nicht die Bauunternehmen.

Für uns sind im Grunde drei Faktoren ganz wichtig: Das Bauen muss wieder preis-
günstiger werden. Denn das Bauen ist richtig teuer geworden. Das sagen wir 
schon seit Jahren. Es liegt an gestiegenen Kosten – Sie haben es vorhin wunder-
bar für die Ziegelindustrie und für andere Industriebereiche gesagt –, aber auch an 
den hohen Standards, die zwar nicht alle, aber zum guten Teil einfach abgebaut 
werden können. Da sind wir schon sehr lange dran. Frau Schreyer hat das als 
Bauministerin ein paar Mal angeregt; wir hatten viele Diskussionen dazu. Es gibt 
eine Menge an Standards, die vereinfacht und abgebaut werden können, ohne 
dass die Sicherheit eines Hauses gefährdet ist. Das ist ein ganz wichtiger Punkt. 
Dazu gibt es eine Menge Studien; das braucht man nicht alles im Einzelnen auszu-
führen.

Wenn wir Vorschriften haben, müssen sie verlässlich sein. Ich nehme ein aktuelles 
Beispiel aus der Bundespolitik, das Gebäudeenergiegesetz. Dieses Hin und Her 
hat so viele Eigentümer verschreckt, überhaupt etwas für die Sanierung ihrer Im-
mobilien – nicht für den Neubau, aber für die Sanierung – zu tun, wie Sie sich gar 
nicht vorstellen können. Ich bin jede Woche zwei- bis dreimal bei Versammlungen 
unserer Vereine, und was dort an Porzellan zerschlagen worden ist, kann man gar 
nicht wiedergutmachen. Verlässlichkeit ist das A und O; Eigentümer müssen wis-
sen, was kommt, und sich darauf verlassen können. Ein Eigentümer investiert 
heute beispielsweise in eine H2-ready-Heizung; er stellt dann trotz kommunaler 
Wärmeplanung fest, dass doch kein Wasserstoff kommt, obwohl die kommunale 
Wärmeplanung ihn versprochen hat – sie ist ja nicht verbindlich. Ich mag gar nicht 
daran denken, was bei den übrigen Eigentümern los ist und wie viel Geld dann 
schlichtweg versenkt wird. Die privaten Eigentümer haben dann keine Rücklagen 
mehr. Deshalb brauchen wir ganz einfach Verlässlichkeit.

Mein zweites Anliegen ist, dass die Privaten wieder mehr einbezogen werden. Frü-
her war das bei der Entwicklung von Neubaugebieten oder -projekten gang und 
gäbe. Da wurden nicht ganze Gebiete vergeben, sondern auch kleinere Einheiten, 
auf denen Private sechs oder zwölf Einheiten bauen konnten. Auch das findet 
heute immer weniger statt. Es ist einfacher für die Gemeinde, ein ganzes Gebiet zu 
entwickeln, die ganze Erschließung per Erschließungsvertrag zu vergeben. Aber 
durch eine Einbeziehung der Eigentümer – ich weiß, die Kleinvermieter werden 
gern belächelt, aber das haben sie nicht verdient – wäre der Wohnungsmarkt si-
cherlich stabiler.

Ein Drittes – damit unterschreite ich meine fünf Minuten hoffentlich – sind die För-
dermittel. Fördermittel sind gut; sicherlich braucht die Wirtschaft sie, auch unsere 
Privaten. Aber es ist wichtig, dass ihre Vergabe gut durchschaubar ist, dass man 
weiß, was man überhaupt beantragen kann, und dass in den Töpfen auch noch 
Geld für die privaten Eigentümer ist, das noch nicht von den Profis rausgeholt 
wurde.

SV Hans Maier (VdW Bayern): Wir vertreten die Genossenschaften, die kirchli-
chen, kommunalen und staatlichen Wohnungsunternehmen. Bei uns gibt es sehr 
viel Nachfragen von Menschen, die sich am freien Wohnungsmarkt nicht bedienen 
können, weil das Angebot dadurch, dass zu wenige Wohnungen gebaut wurden, 
zu gering ist auf das, was in Bayern in den letzten zehn Jahren passiert ist und 
was allen Bevölkerungsprognosen zufolge kommen wird, beispielsweise nach der 
des Bayerischen Landesamts für Statistik: Bis 2042 sollen weitere 600.000 Men-
schen zu uns kommen. Der Wohnungsbau in Bayern hat über Jahre und Jahrzehn-
te immer dann funktioniert, wenn er auf drei Säulen gestanden ist: dem geförderten 
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Wohnungsbau, dem freien Mietwohnungsbau und dem Eigentumswohnungsbau. 
Momentan gibt es fast ausschließlich geförderten Wohnungsbau. Auch die privaten 
Bauträger, die Baufirmen brauchen Fördermittel, damit sie überhaupt wirtschaftli-
che Bauprojekte hinbekommen. Mehr Wohnungen zu bauen, wird nicht gelingen, 
wenn wir nicht wieder alle Akteure, die es für den Wohnungsbau braucht, und vor 
allem auch das Geld dieser Akteure nicht wieder in den Wohnungsbau bringen. Da 
wird momentan nicht investiert.

Im letzten Koalitionsvertrag des Bundes wurde einmal die Zahl von 100.000 geför-
derten Wohnungen pro Jahr genannt. Mehr geförderte Wohnungen entstehen nur 
mit mehr Fördermitteln. Wenn man sieht, dass mit den Fördermitteln, die Bund und 
Länder momentan in den Wohnungsbau investieren, ungefähr 40.000 geförderte 
Wohnungen in Deutschland gebaut werden, weiß man, dass man eigentlich um 
150 % aufstocken müsste, damit 100.000 geförderte Wohnungen gebaut werden 
könnten. Für den geförderten Wohnungsbau ist einfach zu wenig Geld da.

Wir glauben auch, dass für die Auslastung der Bauwirtschaft auch der öffentliche 
Bau und der Gewerbebau wieder angekurbelt werden müssten. Der Neubau ist die 
eine Seite der Medaille. Viel wichtiger ist aber die Thematik, die Frau Dr. Kirchhoff 
schon angesprochen hat: Wir müssen unsere Gebäude sanieren, wir müssen un-
sere Gebäude dekarbonisieren. Das, was da letzthin insbesondere mit dem Ge-
bäudeenergiegesetz passiert ist, war für alle Investoren in diesem Bereich eine Ka-
tastrophe, weil sie einfach nicht planen konnten. – Dankenswerterweise ist auch 
die KfW angesprochen worden. Man kann nicht einfach von KfW 55 auf KfW 40 
oder von Effizienzhaus 45 auf Effizienzhaus 40 wechseln; da braucht man eine 
neue Planung. Wenn die KfW die Programme von heute auf morgen streicht, ist 
der Bauherr verschreckt. Eigentlich kann man schon Parallelen ziehen zu den 
Neunzigerjahren: Da hatten wir die gleiche Situation. Damals hat man den privaten 
Wohnungsbau mit einer Verstetigung der Fördermittel auf Bundes- und auf Lan-
desebene angekurbelt. Es gab Vergünstigungen bei der Umsatzsteuer und deutlich 
höhere steuerliche Mehrabschreibungen, und es gab auch die Eigenheimzulage. 
Das bräuchten wir jetzt für den Wohnungsneubau.

Für den Bestand müssen wir die Frage stellen: Wie kommen wir wieder dahin, 
dass unsere Investitionen wirtschaftlich werden? Auch unsere Genossenschaften 
und unsere Kommunalunternehmen werden nur investieren, wenn die Miete am 
Schluss die Kosten deckt. Die Wirtschaftlichkeit muss gegeben sein, und deshalb 
müssen wir auch an die Frage ran – das ist auch schon angesprochen worden –, 
wo wir das Bauen erleichtern können. Wir haben in verschiedenen Anhörungen, 
auch wieder in dem Papier zur heutigen Anhörung, dargestellt, dass hier die The-
men Lärmschutz, Stellplatzvorgaben, Brandschutz bzw. der zweite Rettungsweg 
ganz wichtig sind.

Außerdem war noch die Frage gestellt, ob man mit Umbaumaßnahmen im Gewer-
bebau den notwendigen Wohnungsbau schafft. Ich glaube, das kann eine Ergän-
zung sein, wird aber nicht die alleinige Lösung sein. So viel von meiner Seite.

SV Richard Mergner (BUND Naturschutz in Bayern): Sehr geehrte Vorsitzende, 
werte Abgeordnete, meine Damen und Herren! Herzlichen Dank für diese Anhö-
rung, aber auch für die Einladung in den Kreis der Architektur- und Bauexpertinnen 
und -experten. – Die Bauwirtschaft ist nach Jahren des scheinbar schrankenlosen 
Wachstums in einer ökonomischen Krise. Allerdings haben wir auch eine soziale 
Krise, Stichwort: bezahlbarer Wohnraum, gerade in Ballungsräumen oder in Guns-
träumen. Wir haben auch eine ökologische Krise, Stichwort: Energie- und Ressour-
cenverbrauch von Fläche, aber auch von Baumaterialien. Wenn diese Anhörung 
auch in ihrem Titel ernst gemeint ist, dann müssen wir sagen: Eine nachhaltige 
Verbesserung der Bauwirtschaft ist nicht nur eine Frage von mehr Geld und weni-
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ger Vorschriften, sondern wir brauchen eine Transformation auch dieses Sektors 
für mehr Wertschöpfung, für schnellere Bereitstellung von Wohnraum, aber nach-
haltig und zukunftsverträglich geplant und gebaut, weil uns sonst die Kosten in der 
Zukunft wieder einholen. Das erste Ziel muss es deswegen sein, den Flächenver-
brauch einzudämmen, also Bestandsentwicklung, Umbau und Modernisierung von 
Neubau, Innenentwicklung vor Außenentwicklung, Umnutzung bestehender Ge-
bäude. Für den Bund Naturschutz, dessen Vorsitzender ich bin, kann ich mich voll 
umfänglich dem anschließen, was Frau Prof. Haack von der Bayerischen Architek-
tenkammer in ihrer Stellungnahme im Einzelnen vorgestellt hat. Auch wir haben in 
unserer Stellungnahme entsprechende Vorschläge gemacht.

Der Bausektor muss wie viele andere im Einklang sowohl mit den international gel-
tenden Beschlüssen zum Klimaschutz aber auch beispielsweise mit der von der 
Staatsregierung und vom Haus hier beschlossenen Klimaneutralität 2040 stehen. 
Einfach zu sagen, das schaffen wir nicht, wir müssen auf entsprechende Anstren-
gungen verzichten, wird die Krise nicht lösen. Deswegen braucht es erneuerbare 
Energien, Kreislaufwirtschaft. Ein Haus der innovativen bayerischen Firma Baufritz 
– ich mache hier gerne Werbung, weil wir selber mit denen ein Verwaltungsgebäu-
de errichtet haben – kann, wenn es einmal nicht mehr funktionsfähig ist, wieder in 
seine Einzelteile zerlegt werden. So entsteht kein Müll, kein Sondermüll. Das ist in-
novativ; das brauchen wir.

Wir brauchen zum Zweiten tatsächlich mehr kommunalen und genossenschaftli-
chen Bau. Hier bitte ich Sie eindringlich, bei dem Werkzeug, das Sie haben, näm-
lich der BayernHeim, Ihren Slogan "Nachhaltig bauen" in die Praxis umzusetzen. – 
Zum Schluss noch ein Beispiel aus der Metropolregion Nürnberg: Das ehemalige 
Krankenhaus in Hersbruck, einer kleineren Stadt, steht seit fünf Jahren leer. Es 
gab eine Initiative, dort 50 bis 60 Wohnungen möglich zu machen. Wir haben alle 
Hebel in Bewegung gesetzt, damit auch die BayernHeim ein Angebot abgibt. Aber 
letztlich war hier nicht das entsprechende Interesse vorhanden, weil auch die Bay-
ernHeim – sie gehört dem bayerischen Volk zu 100 Prozent – gesagt hat: Neubau 
ist günstiger als entsprechender Umbau. Wir haben mit Bauexpertinnen und -ex-
perten eigentlich das Gegenteil bewiesen. Aber nachdem auch das Kommunalun-
ternehmen der Stadt Nürnberg, dem das Krankenhaus gehört, hier eher die Euros 
gesehen hat, hat sie eine Ausschreibung gemacht. Niemand hat sich um den Preis 
beworben, sodass das Krankenhaus ein weiteres Jahr leer stand. Wir könnten also 
schon längst, wenn wir die Bestandsentwicklung voranbringen, Wohnraum schaf-
fen; ich betone nochmal: Es geht nicht nur generell ums Bauen, sondern es geht 
um bezahlbare Wohnungen, die wir durchaus mit einem Umbau von Bestand, aber 
auch mit Umbau von entsprechenden Gewerbeimmobilien voranbringen können.

Ein Letztes. Die Baupreise – sie sind in der Stellungnahme der Bayerischen Archi-
tektenkammer wie auch in unserer angesprochen worden – hängen sehr stark an 
den Grundstückspreisen. Auch da hätte eine Regierung, die die Bayerische Verfas-
sung ernst nimmt, oder ein Landtag die Möglichkeit, leistungslosen Spekulations-
gewinn abzuschöpfen und dafür zu sorgen, dass Grundstücke nach anderen Krite-
rien vergeben werden, wie es die Landeshauptstadt München macht.

SV Thomas Schmid (Bayerischer Bauindustrieverband): Herzlichen Dank für die 
Einladung und dafür, dass wir als Bayerische Bauindustrie kurz eine Stellungnah-
me abgeben dürfen. Sie erlauben, dass ich das, was alle meine Vorredner gesagt 
haben, unterstreiche und zum Thema Hochbau, Wohnungsbau sage: Ja, sie haben 
recht; das sind auch unsere Forderungen. Es gibt aber auch andere Bereiche der 
Bauwirtschaft. Einen Punkt möchte ich aber noch zum Hochbau, zur Schaffung von 
Wohnungen ergänzen: Ich teile voll die Forderung, im Bestand zu verändern. Es 
mag um 100.000 Wohnungen hin oder hergehen. Aber wenn wir in Deutschland 
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800.000 Wohnungen zu wenig haben, werden wir das Problem nicht durch Be-
standsumbau lösen können. Das wird nur gehen, wenn Neubau dazu kommt. Die-
ser Neubau wird unterschiedlich aussehen, es wird in der Region weiterhin auch 
Einfamilien-, Zweifamilienhäuser, kleinere Objekte geben. Es wird aber auch grö-
ßerer Wohnungsbau sein, der mit anderen Ausschreibungsmethoden kommen 
muss. Das ist serielles Bauen, funktionales Bauen – zwar nicht die Lösung für 
alles, aber für bestimmte Projekte. Das muss auch möglich sein, um dieses gesell-
schaftliche Problem zu lösen. Mit Klein-klein geht das nicht. Wir müssen da etwas 
größer denken.

Die Perspektiven der bayerischen Bauwirtschaft aus Sicht der Bauindustrie sind, 
das sage ich ganz deutlich, nicht schlecht. Denn diese ganzen gesellschaftlichen 
Themen, die wir zurzeit haben, sind natürlich eine massive Investition in die Infra-
struktur. Herr Mergner hat beispielsweise die Energiewende angesprochen; reden 
Sie mal mit unseren Rohrleitungsbauern: Die können vor Kraft kaum gehen. Ten-
neT haut derzeit alle Lose für den Südostlink raus; man kann dazu stehen, wie 
man will, aber das wird jetzt gebaut. Das stützt die bayerische Bauwirtschaft da, wo 
sie halt solche Maßnahmen bauen kann. Das kann zwar nicht jede Firma, aber 
viele Firmen können das. – Die Energiewende, den Wohnungsbau schaffen, den 
Klimawandel bis 2040: Wir sind zu 100 Prozent bei den Zielen, die die Bayerische 
Staatsregierung vorgegeben hat. Wir haben in einem Verbändebündnis das Projekt 
"Sustainable Bavaria" ausgearbeitet und Vorschläge gemacht, wie das gemacht 
werden kann. Wir sind überhaupt nicht dagegen, sondern wir wollen das eigentlich 
befördern. Wenn wir überhaupt Kritik an diesem System haben, dann die, dass es 
uns zu langsam geht und dass die Nachhaltigkeit bei den Vergaben nicht berück-
sichtigt wird. Denn bei uns arbeiten Familienväter, -mütter, die wie alle anderen 
eine gute Umwelt hinterlassen und mithelfen wollen, diese Ziele zu erreichen. Wir 
sind nicht dagegen, sondern wollen praktikable Ziele, wie das erreicht werden 
kann. Dazu machen wir ständig Vorschläge, von denen wir hoffen, dass sie umge-
setzt werden.

Kreislaufwirtschaft ist ein großartiges Thema. Wir werden Rohstoffknappheit be-
kommen. Wir sind alle dabei, Geschäftsmodelle umzustellen, um damit umgehen 
zu können. Es muss aber auch möglich sein, zu verhindern, dass die Firma Bögl – 
jetzt mache ich ein bisschen Werbung – mit ihrem Umweltbeton, der nur noch 
40 % Zement enthält, bei jedem Projekt eine Einzelgenehmigung beantragen 
muss, obwohl schon Dutzende Projekte stehen, von denen noch keines zusam-
mengefallen ist. Da haben wir ein Problem. Wir müssen solche Innovationen 
schneller in den Markt bringen. Wir wollen das, wir wollen mithelfen, und deswegen 
bin ich sehr dankbar für heutige Einladung, um das sagen zu können: Wir sind 
nicht gegen diese Ziele, wir sind eher gegen das schleppende Tempo.

SV Dr.-Ing. Werner Weigl (Bayerische Ingenieurekammer-Bau): Sehr geehrter 
Herr Vorsitzender, meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich darf hier für die 
Bayerische Ingenieurekammer-Bau sprechen, deren Vizepräsident ich seit etlichen 
Jahren bin. Ich bin gleichzeitig Inhaber eines mittelständischen Planungsbüros mit 
knapp hundert Mitarbeitern und vier Standorten und seit 2011 Besitzer eines Büro-
gebäudes, auf das ich am Schluss meiner Ausführungen zurückkomme.

Worum geht es uns als Vertretern der planenden Berufe am Bau? Wo sehen wir 
ergänzend zu dem, was meine Vorredner gesagt haben, unser Potenzial, wie wir 
die Bauwirtschaft – ich möchte mich nicht nur auf den Wohnungsbau fokussieren – 
wieder oder weiter voranbringen können? – Da nenne ich zwei Hauptpunkte, zu-
nächst die Regulatorik und die zeitliche Entwicklung. Die Vergabe ist an dieser 
Stelle schon einmal angesprochen worden. Wir haben mit dem Gutachten von 
Prof. Burgi auf einer breiten Basis von Verbänden eine Methode vorgeschlagen, 
wie wir gerade für das Gros an kleineren und mittleren Bauvorhaben im kommuna-
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len, aber auch im Infrastruktur-Bereich um zeitaufwendige, kostenintensive und 
ressourcenbindende Vergabeverfahren herumkommen. Eine Zahl aus meinem Un-
ternehmen dazu: Ich habe 100 Mitarbeiter; eine Mitarbeiterin ist nur damit beschäf-
tigt, Vergabeverfahren vorzubereiten – ein Prozent des Umsatzes verwenden wir 
nur darauf, Aufträge zu generieren, und da sind wir noch nicht einmal in der zwei-
ten Runde dabei. Wenn es uns gelingt, das Gros der Projekte – das würde mit dem 
Vorschlag von Prof. Burgi funktionieren – aus diesem aufwendigen Vergabeverfah-
ren rauszuhalten, hätten wir einen zeitlichen Turbo, vor allen Dingen auch einen 
Turbo für die regionale kleine und mittelständische Planungs- und Bauwirtschaft. 
Da bitte ich – Vertreter des Bauministeriums sind ja hier – die Position zu überden-
ken, diesen Vorschlag – ich sage es gleich ein bisschen deutlich: – abzuwürgen. 
Ich glaube, wir haben einen sinnvollen Vorschlag gemacht, und ich bitte, ihn wei-
terzuverfolgen.

Planungs- und Baugenehmigungsabläufe sind ein zweiter Punkt. Diese dauern viel 
zu lange, ob das der Bebauungsplan in der Landeshauptstadt München ist, der 
mehrere Jahre braucht, oder der Umbau des Lappersdorfer Kreisels – das ist der 
Knaller aus meinem Unternehmen. Da wurde der Auftrag 2006 erteilt, und jetzt 
haben wir noch nicht einmal eine Planfeststellung. Hier haben wir noch deutliches 
Verbesserungspotenzial.

Zur zeitlichen Entwicklung möchte ich noch einen weiteren Aspekt nennen, gerade 
weil es heute bei mir brandaktuell im E-Mail-Account gelaufen ist: Wir leisten uns in 
unseren Förderprogrammen Stichtage, beispielsweise im Krankenhausbaupro-
gramm. Das führt dazu, dass Planungen vorgelegt und anschließend ein Jahr auf 
die Seite gelegt werden, weil die Fördermittel nicht mehr rechtzeitig eingetaktet 
werden. Vielen Antragstellern wäre geholfen, wenn der Antrag einfach genehmigt 
würde. Wann das Geld fließt, wäre dann die zweite Frage. Aber wir würden ins 
Bauen kommen.

Ein weiterer großer Hauptpunkt ist wirtschaftlich-technischer Natur, der Gebäude-
typ E. Hier müssen wir auf zwei Punkte deutlich hinweisen: Es muss gelingen, 
diese Themen marktgängig zu positionieren. Ich habe in meinem Unternehmen 
jetzt zum ersten Mal ein Wohnungsbauprojekt, das nicht den erhöhten Schall-
schutz fordert. Wir müssen zu vernünftigen technischen Lösungen kommen, die 
gleichzeitig – damit bin ich bei meinem zweiten Punkt – rechtlich abgesichert sind. 
Wir sind auch an einem der zwanzig Pilotprojekte beteiligt. Nach dem Vertrags-
muster des Bohrwerkvertrags, den mir die Kommune vorlegt, kann ich den Gebäu-
detyp E schlichtweg nicht planen, weil ich das nicht darf. Denn in den zahlreichen 
Vertragsanhängen wird auf sämtliche technischen Vorschriften Bezug genommen, 
die ich als Planer letztendlich schulde.

Das sind die wichtigsten Themen, die ich in dieser Runde kundtun möchte. Ich 
komme jetzt zurück auf mein eigenes Bürogebäude. Wir haben das Gebäude 2012 
nach dem damaligen Standard gebaut. In mehreren Punkten sind wir von dem ab-
gewichen, was damals schon Norm und Stand der Technik war. Wir haben bei-
spielsweise Heizung und Klimatisierung nur auf zwei Drittel der Normwerte ausge-
legt, wohl wissend, dass dann vielleicht an einem heißen Sommertag die Grenze 
von 26 Grad nicht eingehalten werden kann und vielleicht an einem kalten Winter-
tag die 19 Grad nicht eingehalten werden können. In den vergangenen zwölf Jah-
ren ist das aber noch nicht passiert. Der Nebeneffekt war aber, dass meine Wär-
mepumpe – ich heize und kühle das Gebäude seit 2012 mit einer 
Grundwasserwärmepumpe – seitdem mit einem optimalen Wirkungsgrad läuft. Seit 
drei Jahren haben wir Photovoltaik auf dem Dach; ich kann selbst mit meinem 
alten Gebäude nach alter Vorschriftenlage ein Energieplus erzeugen und einen Teil 
meiner Fahrzeugflotte mit E-Mobilität betreiben. Wir müssen uns an dieser Stelle 
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also nur trauen, und wir müssen die Rahmenbedingungen schaffen, damit wir sol-
che Lösungen wirtschaftlich, rechtssicher und marktgängig umsetzen können. Das 
haben alle meine Vorredner gesagt. – Vielen Dank.

SV Dipl.-Ing. Wolfgang Schubert-Raab (lbb-bayern): Ich bin Präsident des Lan-
desverbands der Bayerischen Bauinnungen und Geschäftsführer eines Familien-
unternehmens mit 225 Mitarbeitern. Wir sind sehr breit aufgestellt; das Thema im 
Hochbau trifft auch uns. Das gleichen wir teilweise im Infrastrukturbereich wieder 
aus. Aber statt über eine Förderung des Baugewerbes oder der Bauindustrie soll-
ten wir hier über den Wohnungsbau sprechen, ohne dabei die Nachhaltigkeit aus 
den Augen zu verlieren. Das ist auch ein gesellschaftliches Thema, das hohe Ak-
zeptanz hat – noch hohe Akzeptanz. Ich hoffe, sie bleibt so. In den letzten Monaten 
hat das nämlich deutlich gelitten. Ich nenne ein paar Zahlen, nachdem viele Sach-
verhalte schon erklärt worden sind. Das möchte ich nicht wiederholen. Nach unse-
ren Berechnungen können wir im Wohnungsbau erst wieder durchstarten, wenn 
am freien Zinsmarkt eine Zinsmarge von 2,5 % erzielt werden kann – Herr Maier, 
Sie nicken; Sie wissen, was ich meine –und wenn die KfW bei maximal 1,0 % 
bleibt. Diese beiden Faktoren sind wichtig; sonst wird Neubau nicht wirklich stattfin-
den können, wenn wir mal von den Förderungen absehen. Bei den Förderungen 
reden wir momentan von 2,9 Milliarden Euro. Das ist deutlich zu wenig, um gegen 
diesen Zins anfördern zu können; das ist jedem klar.

Deswegen die folgende Überlegung, die Bayern genauso wie den Bund betrifft: Die 
Gelder, die noch da sind, sollten in Wohnungen gesteckt werden, die den Standard 
EH 55 als Grundlage haben, anstatt mit zu wenig Geld einen sehr teuren Standard 
zu fördern, der EH 40 oder EH 40 NH ermöglichen würde. Wir haben bei den 
EH 40/EH 55-Wohntypen eine Differenz von drei Kilowatt pro Jahr und Quadratme-
ter bezüglich der Energie. Wir müssen aber einen Mehrkostenanteil von 20.000 bis 
25.000 Euro dafür schultern. Ich glaube, da ist auch der Re-Invest in die Umwelt 
nicht zu sehen, weil wir dadurch im Endeffekt eine Menge Material mehr in die 
Wohnungen investieren müssen. Wir sollten die geringere Menge an Fördermitteln 
effizienter nutzen.

Ein weiteres Thema verlieren wir komplett aus dem Fokus: unsere Nutzer. Alle, die 
mit Wohnungen und Wohnverwaltungen zu tun haben, wissen, was ich meine, 
wenn ich von einer Spreizung von 1 : 6 rede. Das heißt: Im gleichen Wohnungstyp 
in der gleichen Etage am gleichen Ort kann ich Wohnungen haben, in denen der 
Nutzer 24 Kilowatt pro Quadratmeter und Jahr fürs Heizen verbraucht, während 
daneben einer sitzt, der 4 Kilowatt verbraucht. Mit aller Technik der Welt können 
wir dagegen nicht angehen, sondern wir müssen überlegen, wie wir die Nutzer auf-
klären, schulen und ihnen die Möglichkeit bieten, an der Energieeinsparung mitzu-
arbeiten.

Zur zweiten Frage, die Sie uns gestellt haben, in aller Kürze: Wir brauchen die 
14 Maßnahmen, die der Wohnungsbaugipfel am 25.09. offeriert hat, und wir brau-
chen die mindestens 20 Maßnahmen, die die Ministerpräsidentenkonferenz am 
11. November auf den Tisch gelegt hat. Aber da müssen wir in die Umsetzung 
kommen. Ich habe die 14 Maßnahmen durchdekliniert; da bin ich auf vier gekom-
men, die wir inzwischen geschafft haben. Bleiben zehn.

Frage Nummer drei. Die Abkopplung der Förderung von den EH-40-Wohnungen 
wäre notwendig. Der Gebäudetyp E ist heute schon mehrmals erwähnt worden; da 
sind wir bauordnungsrechtlich einen Schritt weitergekommen. Aber solange wir – 
Sie haben es auf den Punkt gebracht, Herr Weigl – keine zivilrechtliche Flankie-
rung haben, wird sich kein Ersteller, kein Planer trauen, einen Gebäudetyp E zu 
bauen, der veräußert wird, weil er sofort in die Mangelklage läuft. Das können wir 
uns nicht leisten. Hier müssen wir dringend nacharbeiten.
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Dann gibt es auch eine Überlegung bezüglich der geförderten Wohnungen. In der 
FAZ stand letzte Woche ein recht interessanter Artikel; Herr Eisele, Sie haben ihn 
vielleicht gelesen. Da wurde überlegt: Momentan fördern wir EOF-Wohnungen mit 
einem Zins von 6,50 bis 7,00 Euro. Mit einem Aufwand von 4,5 Milliarden Euro 
haben wir 2022 etwa 41.000 Wohnungen an den Markt gebracht. Wenn wir nicht 
nur Wohnungen fördern, die im unteren Bereich zur Verfügung stehen sollen, son-
dern vielleicht auch Wohnungen im mittleren Bereich – da haben wir den gleichen 
Bedarf, das gleiche Delta –, und davon ausgehen, dass wir bei einer Wohnung in 
Ballungsgebieten 12 Euro eventuell als akzeptabel ansehen könnten, könnten wir 
mit dem gleichen Betrag von 4 bis 5 Milliarden Euro 140.000 Wohnungen pro Jahr 
an den Start bringen. Auch in diesem Vorschlag könnte man eine gewisse Nach-
haltigkeit sehen.

Auch die TA Lärm sowie die Flächen und Grundstückspreise sind heute schon an-
gesprochen worden. Ein Grundstückspreis von 1.000 Euro pro Quadratmeter – das 
ist nicht überzogen, glaube ich, und hier in München sowieso nicht – hat bei einer 
Geschossflächenzahl von etwa 0,8 bei vier Stockwerken einen Einfluss von 
300 Euro pro Quadratmeter; das ist nicht einfach vom Tisch zu wischen. Was pla-
gen wir uns in der Technik, um eventuell 300 Euro darstellen zu können! – Damit 
komme ich zum Schluss und bedanke mich dafür, dabei sein zu können.

Abg. Werner Schießl (FREIE WÄHLER): Vielen Dank. Ich danke allen Beteiligten 
für ihre Disziplin und die guten Wortbeiträge. Wir haben uns einen Zeitrahmen für 
die Diskussion gelassen und wollen noch einiges besprechen. Wir hören jetzt zwei 
Wortmeldungen pro Fraktion; dann sehen wir, wie wir weiter vorgehen.

Abg. Konrad Baur (CSU): Sehr geehrte Damen und Herren! Meine Frage geht in 
die gleiche Richtung wie die Ausführungen von Herrn Mergner. Ich habe nämlich 
zwei Sachverhalte noch nicht ganz verstanden. Bauen im Bestand ist gut und rich-
tig; meines Wissens wehrt sich niemand dagegen. Gleichzeitig haben Sie ange-
sprochen, dass wir mehr günstigen, bezahlbaren Wohnraum brauchen. Da liegt für 
mich schon von der Sache her eine gewisse Verknappung: Wenn wir das Bauen 
auf den Bestand beschränken, kommen wir an eine Grenze. Wie schaffen wir es, 
auch neuen Wohnungsbau entstehen zu lassen? Oder können wir den bezahlba-
ren Wohnraum aus Ihrer Sicht nur mit der Bestandsaktivierung realisieren?

Die zweite Frage geht in eine ähnliche Richtung, aber betrifft die Rohstoffe. Ich 
höre immer wieder, dass die Unternehmen das Thema Recycling ganz groß schrei-
ben. Das wird gefordert und ist auch, glaube ich, aus wirtschaftlicher und ökologi-
scher Sicht sehr sinnvoll. Auch da kommt man selbst mit den geforderten Recy-
clingquoten irgendwann an eine natürliche Grenze. Ganz praktisch gesagt: Wo 
kein Abbruch, da habe ich auch keinen Rohstoff für das Recycling. Wie schaffen 
wir diese Recyclingquote, wenn wir das Abbruchmaterial gar nicht in der ausrei-
chenden Menge herbringen? – Solche Fragen bekomme ich von den Unternehmen 
in meinem Stimmkreis sehr oft. Sie stehen vor dem Problem: Wir würden ja gern, 
aber derjenige, der das fordert, muss uns auch sagen, wie wir das in der Praxis 
umsetzen.

Abg. Martin Behringer (FREIE WÄHLER): Herr Vorsitzender, meine Damen und 
Herren! Mir geht’s um das Vergaberecht. Frau Prof. Haack hat angesprochen, dass 
die neuen Vergaberichtlinien gerade die Kommunen vor unwahrscheinliche Proble-
me stellen. Mich würde interessieren, wie die Resonanz auf das Gutachten ist, das 
Sie beauftragt haben, und wie sich die Staatsbauverwaltung, das Innenministerium 
und die Kommunalaufsicht dazu stellen. Was sagen die Förderstellen dazu? Für 
die Kommunen ist das ein wichtiges Thema. Kommunen, die Bauprojekte ange-
hen, bekommen womöglich am Schluss keine Fördermittel, auch wenn sie sich 
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vorher informiert haben und wenn die Kommunalaufsicht grünes Licht gegeben 
hat. Was passiert da momentan?

SVe Prof. Lydia Haack (Bayerische Architektenkammer): Darauf kann ich viel-
leicht gleich antworten. Das Gutachten wurde vom Berufsstand zusammen mit der 
Ingenieure-Kammer und vielen Verbänden beauftragt; das heißt, der Berufsstand 
steht hinter dem Gutachten. Wir hier haben es an das bayerische Bauministerium 
weitergegeben. Bisher ist unser Stand, dass das Haus das Gutachten gerade prüft 
und dass wir dann eine Rückmeldung bekommen. Deswegen wiederhole ich 
meine Bitte, dass Sie da zum einen sich selber Ihr Bild machen, dass das sinnvoll 
ist – das ist es nämlich – und vielleicht darauf achten, dass wir relativ schnell eine 
eindeutige Haltung bekommen. Denn eindeutige Haltungen brauchen wir hier alle, 
gerade die kleinen Kommunen. Dann legen die los.

Zur Frage davor: Für die Nachhaltigkeit ist es, glaube ich, das Wichtigste – das 
habe ich vorhin nicht ausgeführt –, dass wir zu einer sinnvollen Organisation in 
Bayern kommen. Wir brauchen Infrastruktur, um Nachhaltigkeit zu organisieren. 
Diese Forderung haben wir zusammen mit einem großen Bündnis an das Wirt-
schaftsministerium gerichtet im Zusammenhang mit der Neuregelung des Landes-
entwicklungsprogramms. Wir müssen uns mal die Landkarte Bayerns anschauen 
und überlegen, wo Flächen verfügbar sind, auf denen Rohstoffe überhaupt wieder-
aufbereitet werden könnten. Dafür, dass das Material, das die Baustelle verlässt, 
kein Abfall ist, sondern Rohstoff und Wertstoff, brauchen wir eine Änderung des 
Abfallgesetzes. Dann ist es einfach ein Mehrsummenspiel: Heute ist das zwar 
noch nicht sichtbar – ein bisschen schon bei den Baupreisen –, aber langfristig 
werden wir nicht genügend Ressourcen haben, und wir werden nur noch verbauen 
können, was wir an Ressourcen zur Verfügung haben. Deswegen müssen wir wie-
deraufbereiten. Der Berufsstand stellt sich gerade um. Die Baukonstruktion wird 
nicht mehr so wie in den Siebzigerjahren geklebt und verpappt, untrennbar verbun-
den, sondern wir bauen schichtenweise sortenrein, damit wir diese Prozesse be-
schreiten können. Aber dafür brauchen wir eine infrastrukturelle Landkarte, die es 
den freien Unternehmen möglich macht, ein Wirtschaftsunternehmen daraus zu 
machen. Das kann zusammen mit der Industrie und der freien Wirtschaft gut funk-
tionieren. Aber man muss ein bisschen vorausdenken, um dann da auch zum Tun 
zu kommen, damit es nicht die komplizierte Einzelmaßnahme wird, bei der nie-
mand weiß, wohin er Schadstoffe bzw. Rohstoffe bringen soll. Vielmehr soll das or-
ganisiert, leicht verständlich gemacht und leicht aufbereitet sein. Dankbar wäre ich, 
wenn wir mal vielleicht zusammen tätig werden könnten. Ich finde es ja schon sen-
sationell, dass heute der Wirtschaftsausschuss und der Bauausschuss zusammen 
tagen. Möglicherweise könnte man zusammen mit dem Umweltministerium eine 
Neuordnung in der Landesentwicklung vornehmen, damit grundlegend verlässliche 
Strukturen für uns aufgelegt werden.

SV Dr.-Ing. Werner Weigl (Bayerische Ingenieurekammer-Bau): Darf ich an dieser 
Stelle ergänzen? – Ich starte mit einem Bonmot: Vor zwei Jahren haben wir eine 
Straßen-Bestandssanierung durchgeführt. Dabei mussten wir zum ersten Mal fest-
stellen, wie grotesk manche Regelungen sind; wir durften nämlich das vor Ort vor-
handene Bankettmaterial, das natürlich über die Jahre durch das Salzstreuen 
etwas belastet war, in einem ersten Ansatz nicht mehr einbauen: Das ist Schad-
stoff und muss entsorgt werden. Da hat sich Gott sei Dank schon etwas gewandelt. 
In diesem Bemühen müssen wir noch deutlich mehr Engagement zeigen.

Zur Vergabe gibt es mittlerweile eine Stellungnahme aus dem Bauministerium und 
aus dem Innenministerium; dort wird jedenfalls bislang der Ansatz des Gutachtens 
von Prof. Burgi – ich sage es jetzt mal vorsichtig: – nicht weiterverfolgt, weil er ge-
wisse Risiken birgt. Im Vorschlag wird davon ausgegangen, dass beim Planen kein 
enger funktionaler Zusammenhang besteht, sodass man eine Streichung von § 7 
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Absatz 7 Satz 2 nicht möchte und in solchen Fällen weiterhin nicht zusammenzäh-
len braucht. Darin sehe ich wiederum ein erhebliches Risiko. Denn ich als Trag-
werksplaner würde mich dagegen wehren, ein Gebäude nicht in engem funktiona-
lem Zusammenhang mit dem Architekten errichten zu wollen. Da sehe ich Risiken. 
Wir könnten hier selber etwas entscheiden, nämlich immer dann, wenn wir landes- 
oder bundeseigene Fördermittel einsetzen. Dort braucht der Gesetz- bzw. der Ver-
ordnungsgeber meiner Ansicht nach nur zu sagen: Diesen oder jenen Weg erach-
ten wir als nicht förderschädlich. Da würde ich den Ansatz von Prof. Burgi für sehr 
sinnvoll erachten. Dann könnten wir unsere kleinen und mittleren Bauvorhaben mit 
Ausnahme der EU-Fördermittel auch unter Einbeziehung regionaler Akteure relativ 
schnell voranbringen.

SV Richard Mergner (BUND Naturschutz in Bayern): Die Frage von Herrn Baur ist 
noch offen. Ich glaube, dass die Potenziale beim Bauen im Bestand, beim Dachge-
schossausbau, beim Aufstocken von Gebäuden, bei der Überbauung von Parkplät-
zen, von Supermärkten etc. noch längst nicht ausgenutzt sind. Der Vorteil dieser 
Bauweise besteht darin, dass Sie nicht die Grundstückspreise von 1.000 Euro pro 
Quadratmeter haben, die ansonsten anstehen. Wir haben ja durchaus Beispiele 
nicht nur aus den Niederlanden. Dort hatte man schon während meiner Studienzeit 
mit der Bodenknappheit zu kämpfen und ist deswegen zu innovativen Lösungen 
wie der Überbauung von Infrastruktur etc. gekommen. Wir haben das in Berlin am 
Hauptbahnhof. Unser Kreisgruppenvorsitzender von Nürnberg, Klaus-Peter Mu-
rawski, früher mal Staatskanzleichef in Baden-Württemberg, hat Vorschläge ge-
macht für die Überbauung von Straßen in Nürnberg. Diese Potenziale zu erschlie-
ßen, bringt Erhebliches, denke ich, auch um bezahlbaren Wohnraum zu schaffen. 
Sie wissen ja, was die Grundstückspreise für die entsprechenden Quadratmeter-
kosten ausmachen. Ich will das jetzt nicht weiter ausführen, aber das geht im Klei-
nen wie im Großen. Ein Architekt, mit dem ich mal zusammengearbeitet habe, hat 
auf den Keller seines bisherigen elterlichen Einfamilienhauses ein sehr schönes 
Doppelhaus planen können, indem er einfach die Tragfähigkeit des Kellers mit ent-
sprechenden Eisen vergrößert hat.

Ihr zweiter Punkt ist sicherlich spannend, nämlich die Frage: Müssen wir letztlich 
abreißen, um Recyclingmaterial zu haben? – Frau Haack hat das Entsprechende 
dazu gesagt. Jedes Recycling ist die schlechtere Lösung, weil ich Energieaufwand 
habe etc., gegenüber einer entsprechenden Nutzung von Bauteilen – Stichwort 
Lego. Viele haben wahrscheinlich mit Lego-Steinen gebaut; die können auch Ihre 
Kinder oder Enkel, wenn sie nicht schadstoffbelastet sind, noch verwenden, und 
sie können immer wieder etwas Neues damit anfangen. In diese Richtung geht ja 
auch vieles.

Nochmal zurück zu den Bestandsgebäuden: Wenn die graue Energie einen Preis 
hätte und wenn wir nicht Verschiebungen auf Deponien hätten, wo die entspre-
chenden Zertifikate ausgestellt werden, gäbe es auch eine andere Ökonomie für 
das Bauen im Bestand bis dazu – Frau Prof. Haack hat das angesprochen –, dass 
es für Planerinnen und Planer – entschuldigen Sie – partiell einfacher ist, auf der 
grünen Wiese ein 08/15-Gebäude zu errichten als sich im Bestand mit diesen Din-
gen auseinanderzusetzen.

Dann kommen wir wieder zu den Baunormen: Klar, wenn ich die entsprechenden 
Vorgaben einhalten muss, wird’s schwierig. – Neulich war ich in Kaufbeuren. Dort 
habe ich lernen müssen, dass ein Bauträger, der dort insolvent gegangen ist, einen 
neuen Rohbau abreißen musste, weil er nicht den Vorschriften der bayerischen 
Sozialbauförderungspolitik entsprochen hat. Ich habe die Baugrube selber gese-
hen. Sie haben mir erzählt, dass da schon die Rohbauten standen. Es ging um ein 
paar Quadratmeter. Solche Dinge können bayernweit geregelt werden, und zwar 
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ohne Geld. – Mich würde von Ihrer Seite interessieren, wie Sie der BayernHeim 
vielleicht einen neuen Schwerpunkt geben, um hier weiterzukommen.

SV Dipl.-Ing. Wolfgang Schubert-Raab (lbb-bayern): Ich möchte auch auf das 
Recycling eingehen. Ohne Recycling werden wir in der Zukunft nicht mehr existie-
ren können; uns wird einfach der Stoff ausgehen. Wir müssen auch sehen: Der Re-
cycling-Anteil kann, selbst wenn wir 100 Prozent nehmen könnten, was wir derzeit 
leider nicht schaffen, nicht annähernd ersetzen, was wir an neuen Rohstoffen 
schaffen. Deswegen ist die Entwicklung so wichtig, die wir miteinander anstoßen. 
Die Baustoffhersteller stecken viele Millionen in die Entwicklung ihrer Baustoffe, um 
nachhaltig produzieren zu können – und dann haben wir noch nicht einmal eine 
ÖKOBAUDAT, die das abbildet. Man hat keine Datenlage für die planende Zunft, 
die im Endeffekt diese neuen Baustoffe einsetzen könnte, um EH 55 oder EH 40 
darstellen zu können. Diesen Missstand haben wir in Berlin schon ein paar Mal an-
geprangert. Da müssen wir ran. Denn sonst setzen Sie keine Millionen mehr in Ihr 
Werk, um noch einen neuen Baustoff zu entwickeln, sondern Sie sagen: Wenn ich 
den nicht verkaufen kann, lass ich es doch gleich bleiben. Ich habe schon drei da 
liegen, und habe weder die Zulassung noch die Akzeptanz am Markt.

Uns wird ständig, und zwar täglich, widerlegt, Baustoffe zu recyceln, durch gesetz-
liche Vorgaben, Richtlinien, Bestimmungen – ich nenne nur drei Buchstaben: EBV, 
die Ersatzbaustoffverordnung. Sie macht es uns so schwer, einen Kubikmeter 
Boden von A nach B zu fahren und ihn ordnungsgemäß wieder einzubauen. 
21 Schritte sind da zu protokollieren. Was meinen Sie, dass der kleine Unterneh-
mer macht? – Er fährt den Kubikmeter auf die Kippe und holt sich neuen Rohstoff. 
So können wir doch nicht weiter agieren; wir dürfen nicht mit gesetzlichen Rege-
lungen vernünftige Möglichkeiten und technische Lösungen kaputt machen. Wir 
sind mit der neuen Asbest-Richtlinie gerade auf dem Weg, das Recycling kaputt zu 
machen. Endlich, nach hunderttausend Forschungsprojekten und Pilotprojekten, 
waren wir soweit, dass wir R-Beton können – und jetzt wird uns diese Aussicht zer-
schlagen, weil die Gefahr besteht, dass durch die Asbest-Abstandhalter von vor 
1994 ein paar Fasern in dem Beton sein könnten. Deswegen darf man ihn nicht 
weiterverwenden. Was wir hier tun, ist doch unvernünftig. Wir verschleudern unse-
re Energie, unser Know-how, das Kapital und die Rohstoffe. Dann können wir dar-
über diskutieren, ob wir im Bestand oder im Neubau oder was weiß ich bauen. 
Wenn wir das nicht in den Griff kriegen, können wir gar nichts.

Noch eine kleine Anmerkung, die ich vor Jahren schon einmal in den Raum gewor-
fen habe: Es gibt nicht nur Rohstoff-Recycling, sondern auch Flächen-Recycling. 
Lasst uns doch einfach einmal mit dem Bauausschuss durch die Kommunen, die 
Städte gehen und überlegen, welche Flächen durch Entsiegelung der Natur even-
tuell wieder zur Verfügung gestellt werden könnten, die schon lange Jahre liegen 
und keine Funktion mehr erfüllen, weil sie irgendwann einmal versiegelt, befestigt 
wurden, aber schon längst nicht mehr genutzt werden. Ich gehe davon aus, dass 
wir so Tausende von Quadratmetern wieder rekultivieren könnten, ohne groß Geld 
zu investieren.

SV Johannes Edmüller (BZV): Ich möchte zu den Recycling-Produkten etwas er-
gänzen. Ich hatte ja erwähnt, dass wir einen Ziegelstein entwickelt haben mit bis 
zu 70 % Recycling-Anteil. Punkt 1: Das Material für die Recycling-Umsetzung be-
kommen wir aktuell nicht. Es gibt nicht so viele Abbruchmaterialien, dass wir diese 
Ziegel wirklich produzieren könnten. – Punkt 2 ist die Zulassung. Ein Bauprodukt 
muss durch das DIBT in Berlin zugelassen werden. Das dauert zwei bis drei, oft 
vier oder fünf Jahre. Die komplette Bauphysik muss durchexerziert werden – euro-
paweit an Hochschulen, die gerade Zeit haben für solche Prüfungen, Brandschutz, 
Schallschutz, Wärmeschutz, Feuchteschutz. Ich glaube, wir brauchen viel zu lange 
für diese Prüfungen, und wir müssten vielleicht den Vorsitz in der Bauministerkon-
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ferenz, der aktuell bei Bayern liegt, soviel ich gehört habe, nutzen, um die Ge-
schwindigkeit der Prüfungen im DIBT gerade für Innovationen, die auch der Nach-
haltigkeit dienen, zu erhöhen. Das DIBT arbeitet offensichtlich noch so wie vor 
zwanzig oder vierzig Jahren. Damals war sogar die Staatsform noch anders. – Das 
wäre mir persönlich ein Anliegen. Wir sind zwar sehr schnell bei Ideen und ihrer 
Umsetzung, aber die Regulatorik muss auch mitwachsen. Eine Beschleunigung 
solcher Dinge beim DIBT wäre ein Punkt für den Vorsitz in der Bauministerkonfe-
renz.

SV Andreas Eisele (BFW): Sehr geehrte Vorsitzende, sehr geehrte Damen und 
Herren! Ich möchte auf einen Punkt hinweisen, der für uns in der Immobilienwirt-
schaft, die die Projekte mit all den Partnern umsetzen muss, essenziell ist. Auf die 
Zinssituation haben wir im Prinzip keinen Einfluss, und wir haben die Baukostensi-
tuation. Hier ist die staatliche Überregulierung der größte Treiber für die Baukosten 
in den letzten Jahren gewesen. Rund 30 % der Kostensteigerungen entstehen auf-
grund der aktuellen Regulierungen; das hat die Studie von Prof. Walberg 2023 er-
geben. Wer den Wohnungsbautag im Stream angeschaut hat, hat auch letztes 
Jahr seine Darstellungen wieder erleben können. Bei den Baumaterialien haben 
wir eine übermäßige Komplexität. Wir müssen dann immer diese Abwägung tref-
fen: Ich kann nur dann wirtschaftlich bauen, wenn ich gewisse Rahmenbedingun-
gen habe. Die private Immobilienwirtschaft schafft am Ende den ganz, ganz über-
wiegenden Teil neuen Wohn- und Gewerberaums; sie kann nur dann handeln, 
wenn sie wirtschaftlich dazu in der Lage ist. Wenn ich von der Bank keine Finan-
zierung bekomme, weil ich nicht aus EK heraus baue, habe ich eben keine Mög-
lichkeiten. Wir müssen diese Überregulierung einschränken; das ist eine ganz 
große Aufgabe. Wir erhoffen uns, dass Sie in der Landesgesetzgebung in Kombi-
nation mit der Bundesgesetzgebung und der EU-Gesetzgebung gemeinsam daran 
arbeiten, diese Überregulierung wieder zu vermindern. Am Schluss setzen ja die 
Kommunen das Baurecht. Das ist der einzige Weg zu wesentlich mehr neuem 
Wohnungsbau und dazu, dass wir auch in der Lage sind, den Wohnungsbestand 
überhaupt zu sanieren.

Abg. Werner Schießl (FREIE WÄHLER): Vielen Dank. Wir kommen jetzt zur 
nächsten Runde aus der Riege der Landtagsabgeordneten.

Abg. Sabine Gross (SPD): Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Wir haben jetzt immer wieder von der Umwandlung von Gewerbeim-
mobilien, vom Bauen im Bestand gesprochen, sind uns aber eigentlich sicher, dass 
wir mehr preisgünstigen Wohnraum wollen und brauchen. Vorhin wurde gesagt, 
schon die Mittelschicht kann sich zum Teil die Mietpreise nicht mehr leisten. Aber 
die Gewerbeimmobilien, die Bestandsgebäude gehören ja irgendwem. Wie können 
wir erreichen, dass auch preiswerter Wohnraum, bezahlbarer Wohnraum entsteht? 
– Ja, ich habe auch die Studie gelesen, nach der es ungefähr 2,7 Millionen Gewer-
beobjekte gibt, die geeignet wären. Aber wie bringen wir die Leute dazu, dass das 
funktioniert? Bei der einkommensorientierten Förderung haben wir ja die Grenzen: 
Bei uns in Oberfranken wären es 4,50 Euro; woanders vielleicht 6 bis 7 Euro. Was 
ist die Einstiegsmiete? Reicht sie denen, die teures Geld in die Umwandlung einer 
Gewerbeimmobilie gesteckt haben? Kommt der Investor dann noch hin mit seinem 
Geld, wenn er einen Altbau aufgestockt hat? Oder baut er lieber Luxus- oder teu-
res Segment, weil er es ja in guter Lage los wird? – Dieses Problem sehe ich. Viel-
leicht haben Sie Ideen.

SVe Prof. Lydia Haack (Bayerische Architektenkammer): Ich glaube nicht, dass 
die Finanzierung so einfach hinhaut. Aber dazu wird Herr Eisele gleich etwas 
sagen. Ein Kriterium ist, dass das nur in Zeiten passieren wird, in denen die Büro-
immobilien nicht vermietet werden, in Zeiten, in denen man keine andere Lösung 
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findet, weil die ja teurer sind. Eine Voraussetzung ist allerdings, dass man nicht 
langfristig an die eine Nutzung gebunden ist, sondern sie ändern kann. Das ist oft 
nicht der Fall: Wenn einmal das Wohnen als Nutzung festgeschrieben ist, kann 
man nicht zurück. Wie überrede ich jemanden, sich so festzunageln? – Hier sind 
wir wieder bei einer Regelung. Die Frage, wie eine Änderung ginge, wenn ein Ob-
jekt temporär leer fällt, müsste man halt durchdenken. Die Leute, die sich vorwa-
gen, nehmen weniger Gewinn in Kauf; sie sollten nicht auch noch darauf festgena-
gelt werden, das auf immer und ewig zu tun. Denn auf Dauer rechnet sich das 
wahrscheinlich nicht.

SV Andreas Eisele (BFW): So gerne wir das alles machen würden und so gerne 
wir auch sehr günstigen Wohnraum anbieten würden, muss ich dazu sagen: Eine 
Gewerbeimmobilie ist normalerweise Teil eines Unternehmens, einer Struktur. Der 
Geschäftsführer hat einen Angestellten. Der wird nie in der Lage sein, eine unwirt-
schaftliche Entscheidung zu treffen. Das tut er am letzten Tag seines Jobs – denn 
danach hat er einen neuen oder keinen mehr. Es klappt halt einfach nicht. Wir 
haben viele Beispiele, wo man geschaut hat: Kriegen wir irgendeine neue Nutzung, 
können wir in Wohnungen umwandeln? – Es ist zu teuer. Darüber kommen wir 
nicht hinweg, weil wir wirtschaftlich handeln müssen. Wenn es wirtschaftlich nicht 
darstellbar ist, sind unsere Möglichkeiten beendet. Das ist anders im staatlichen 
Bereich, im kommunalen Bereich etc. Deswegen werden Sie diese Umwandlungen 
kaum sehen; sie sind meistens wirtschaftlich nicht möglich. – Vielen Dank.

SVe Dr. Ulrike Kirchhoff (Haus & Grund Bayern): Ich sehe das gerade im eher 
ländlichen Bereich: Dort haben viele Eigentümer Immobilien, in deren unteren 
Stockwerken typischerweise eine Ladeneinheit ist; oben gibt es dann eine Woh-
nung. Oft breiten sich die Läden über ein, zwei Stockwerke aus. Da höre ich immer 
wieder, dass man gerne umwandeln würde. Hier fehlt aber schlichtweg das Geld 
dafür. Wenn man es macht, ist man in der Regel auch gebunden. Man kann Wohn-
raum schlecht irgendwann wieder zurück in ein Ladengeschäft wandeln. – Ich 
glaube, uns fehlt in vielen Bereichen Flexibilität. Das bringt nicht viel an neuem 
Wohnraum, aber immerhin etwas. Hier fehlt die Flexibilität und die Zusage, dass 
man später unter Umständen wieder umwandeln kann, wenn der Wohnraum leer-
stehen würde oder, oder, oder. Ich weiß, dass hier in der Stadt eine Gewerbeimmo-
bilie aufgestockt und umgewandelt worden ist. Dass der Wohnraum dort gebaut 
werden sollte, hat zu ganz enormen Problemen geführt. Eine andere Immobilie in 
der Stadt soll im Augenblick entsprechend umgewandelt werden – nicht umgewan-
delt, sondern neu gebaut werden. Darauf soll Wohnraum kommen, und das ist der-
maßen kompliziert ausgestaltet, dass der Investor gesagt hat: Sorry, mach ich 
nicht. – Die Forderung ist schon angeklungen: Man muss Standards abbauen, man 
sollte auch Regelungen vereinfachen, sodass auch der Normalbürger wieder in der 
Lage ist, solche Projekte durchzuführen. Denn wer eine Gewerbeimmobilie in un-
serer Stadt hält, ist kein Großinvestor, sondern hat aus einem kleineren Geschäft 
mehrere große gemacht. Aber er kann diese vielen Regelungen auch nicht mehr 
handeln. Das ist in vielen Bereichen ein ganz entscheidendes Investitionshemm-
nis.

SV Thomas Schmid (Bayerischer Bauindustrieverband): Ein weiterer Teilaspekt 
zum Wohnen in Gewerbegebieten sind die Werkswohnungen. Soeben wurde ge-
schildert, wie schwierig es ist, so kleinteilig zu entwickeln. Das ist zwar nicht die Lö-
sung für alles. Aber ich weiß, dass der Vorsitzende der Bauministerkonferenz sich 
die Überlegung aufs Panier geschrieben hat, dass auch in Gewerbegebieten wie-
der mehr Wohnungen möglich sein müssen. Dazu müssen natürlich wieder Regeln 
normalisiert werden; denn es kann nicht sein, dass einem Mieter in einem Gewer-
begebiet das Gewerbe zu laut ist. Man muss also ein bisschen an die TA Lärm ran-
gehen. Da ist schon verdichtet, versiegelt etc. Bei allen wirtschaftlichen Ansiedlun-
gen, gerade im Pflegebereich und, und, und, wird es immer wichtiger, dass die 
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Arbeitgeber Job plus Wohnung anbieten können. Ansonsten haben sie ein riesiges 
Problem. Das gilt für den Staat genauso wie für den Privaten. Diese Nummer ist 
ein bisschen größer als diese kleine Verdichtung und Umwandlung von Gewerbe-
immobilien. In diesem ganz wichtigen Bereich könnte tatsächlich einiges passie-
ren, wenn das Regularium anders wäre, als es jetzt ist.

Abg. Martin Wagle (CSU): Die Krise im Wohnungsbau hat verschiedene Ursa-
chen. Die Baupreise haben sich verdoppelt, die Zinsen sind gestiegen und brem-
sen. Die Wohnungsbauförderung ist seitens des Bundes über Nacht eingedampft 
worden, von der Regulatorik haben wir gehört. Das Heizgesetz hat auch seinen 
Beitrag geleistet. Die Berechenbarkeit für potenzielle Investoren ist nicht mehr ge-
geben. Viele warten ab, und viele können es sich nicht leisten. – Diese Probleme 
haben wir.

Das Gute an der Sache ist aber, dass der Bedarf an Wohnraum nur aufgeschoben, 
aber nicht aufgehoben ist. Wohnungen werden dringend gebraucht und müssen 
früher oder später gebaut werden. Diesem Horizont muss man sich nähern; man 
muss Lösungen erarbeiten, wie es weitergeht, wenn die Zinsen und die Baupreise 
fallen. Man muss sich den Problemen wie der Regulatorik stellen, sie jetzt lösen – 
nicht erst dann, wenn’s wieder hochläuft. Herr Edmüller hat den Förderdschungel 
angesprochen, diese vielen Programme. Mich würde interessieren, was man im 
Hinblick darauf machen kann, um sie einfacher und übersichtlicher darzustellen. 
Hier könnte man eine Brücke zur Regulatorik schlagen: Was können wir als Politi-
ker hier übersichtlicher gestalten, damit es für einen Investor einfacher ist, an die 
Programme zu kommen, anstatt eine Vielzahl von Beratern und Beratungen zu be-
nötigen?

SVe Prof. Lydia Haack (Bayerische Architektenkammer): Alles, was Sie angespro-
chen haben – Standards, Normen, Förderkulisse –, ist zwischen Landes- und Bun-
desebene aufgeteilt. Ich sage an dieser Stelle vielen Dank dafür, dass wir in Bay-
ern mit dem Gebäudetyp E, der maßgeblich auch aus dem Ausschuss heraus 
mitgetragen wurde, und unseren zwanzig Pilotprojekten schon sehr weit sind. Da 
haben wir eigentlich vorbildlich gearbeitet. Jetzt fehlt aber noch, dass das Bundes-
justizministerium den entscheidenden Passus ändert. Ich bitte, den Druck über alle 
Fraktionen hinweg aufrecht zu erhalten, und frage mich, was noch so sonderlich 
schwierig daran ist, uns diese Befreiung zu geben, die wir brauchen, um diese 
zwanzig Piloten rechtssicher auf die Beine zu stellen. – Dasselbe gilt letztendlich 
für die ganze Förderkulisse. Inzwischen machen wir unsere Hausaufgaben selber. 
Alle Architekten-Länderkammern haben sich auf den Nachhaltigkeitsstandard 
Deutscher Architektenkammern, den wir jetzt aufstellen, vereinbart. Da sind wir auf 
Bundesebene unterwegs, um mehr Ruhe in die ganze Förderkulisse zu bekom-
men. Ich bitte auch hier um Ihre Unterstützung: Legen Sie das doch ein bisschen 
mehr in die Hände der Fachlichkeit, die Sie dann tatsächlich beraten kann, was an 
welcher Stelle notwendig ist. Schon beim Gebäudetyp E haben wir gesagt: Es ist 
ganz schwierig, wenn Sie alle Unterpunkte im Einzelnen regulieren und nicht statt-
dessen Ziele vorgeben und den Weg zum Ziel der Fachkompetenz freihalten. Dann 
braucht man nicht so viele verschiedene Regularien. Um das Ziel zu erreichen, 
kann mit unterschiedlichen Elementen bzw. Baustoffen gearbeitet werden. Wir 
brauchen einen Paradigmenwechsel: Die Regelungslandschaft sollte zielorientiert, 
nicht einzelschrittfixiert sein.

SV Dr.-Ing. Werner Weigl (Bayerische Ingenieurekammer-Bau): Ich bin zwar Inge-
nieur, nicht Jurist, aber ein Knackpunkt in der rechtlichen Beurteilung drängt sich 
auf: Wir kennen den Mangel ohne Schaden. Bei allen Überlegungen zu Abwei-
chungen von irgendwelchen Normen und Regelwerken ist das ein Knackpunkt, 
weil wir als Planer und Bauausführende momentan ein mangelfreies Objekt schul-
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den. Mangelfrei wird zurzeit als nicht von den anerkannten Regeln der Technik und 
Normen abweichend definiert. Ob aus dem Abweichen von einer Norm oder Regel 
tatsächlich ein Schaden, beispielsweise ein undichtes Gebäude, resultiert, interes-
siert juristisch nicht. Sobald das Objekt verkauft wird, ist es mangelhaft, wenn es 
diesen Regeln nicht entspricht, Schaden hin oder her. Davon müssen wir wegkom-
men.

SV Johannes Edmüller (BZV): Ich möchte die Frage von Herrn Wagle beantwor-
ten, wie man die Komplexität der Förderungen vereinheitlichen kann. Sie sind nun 
mal so, wie sie sind. Ein Beispiel: Wenn man das KfW 297 Kfn mit Wef EH 40 mit 
QNG kombiniert mit der Labo, kennt sich kein Schwein mehr aus.

(Heiterkeit)

Die Bauherren sind auch nur normale Menschen, selbst unsere Bauberater. – Ich 
möchte damit sagen: Ich hatte anfangs immer von mehr Geld für die bestehenden 
Fördervolumina gesprochen und die Bitte geäußert, nicht wieder neue Förderun-
gen, die wieder mit anderen Nachhaltigkeits- oder sonstigen Kriterien verknüpft 
sind, aufzulegen. Wir haben schon alles in den bestehenden Förderungen, was In-
genieure je erfinden können. Man braucht einen Energieberater, damit er das zerti-
fiziert, und einen Nachhaltigkeitsberater. Beide dürfen nicht aus dem gleichen Un-
ternehmen kommen. Bei Ziegel dürfen dann wieder nur Fremde zertifizieren, nicht 
diese beiden. Die Lage ist also schon komplex genug. Gegenüber dem Vorschlag, 
sich eine neue Förderung auszudenken, um in Bayern noch mehr Volumen, noch 
mehr Schwung reinzubekommen, würde ich dafür plädieren, dass man die Syste-
matik der Bundesförderungen aufnimmt und mit mehr Mitteln ausstattet, wenn sie 
denn da sind, anstatt wieder etwas Neues zu erfinden. Denn sonst kennen sich ir-
gendwann unsere eigenen Leute nicht mehr aus. – So könnte man das Problem 
vielleicht lösen. Dann gehört natürlich die Kommunikation dazu, jeden Tag, jede 
Stunde. Denn die Dinge sind interessant. Mittlerweile gibt es auch die degressive 
Abschreibung. Es wird also wieder sehr interessant; wir brauchen aber in Deutsch-
land zusätzlich 100.000 Steuerberater, die Kontakt zu den Mittelständlern haben, 
zu Leuten jedenfalls, die Einkommensteuer bezahlen. Sie könnten ihre Einkom-
mensteuer in Betongold, in Holzgold oder Ziegelgold umwandeln.

SV Dipl.-Ing. Wolfgang Schubert-Raab (lbb-bayern): Die AfA ist in vielen Köpfen, 
auch ohne Steuerberater. Die Ausführungsbestimmungen, die jetzt dann kommen 
– momentan gibt es sie noch nicht –, beherrscht jeder Privatmann selbst, wage ich 
mal zu behaupten. Den Förderdschungel, den Sie, Herr Edmüller, beschrieben 
haben, gibt es; noch schöner wird es, wenn die KfW wöchentlich ihre Zinsen än-
dert. Denn dann ist es vorbei; da ist es egal, welches Tool Sie nehmen. Das 
schmeißt Ihnen alles. So kommen wir nicht vorwärts. In Bayern gibt es aber eine 
Möglichkeit vorwärtszukommen, die BayernHeim. Deren Objekte könnten funktio-
nieren, wenn man die BayernHeim nicht nur mit zwei anderen Wohnungsbauge-
sellschaften verschmilzt, sondern wenn man ihr langfristig mehr Personal zur Ver-
fügung stellt. Denn die BayernHeim muss flexibler werden. Sie kann das 
momentan aufgrund ihrer Personalsituation gar nicht. Wenn sie aber mehr Mitar-
beiter hätte, könnten auch die Lose kleiner werden. Jetzt wird ein Los von 100 oder 
70 Wohneinheiten benötigt, um überhaupt starten zu können; in der ländlichen Re-
gion ist das eventuell zu groß. In den Städten ist das Projekt eventuell von der Flä-
che her zu groß ist, weil ich solche Flächen gar nicht zur Verfügung habe. Wenn 
die BayernHeim aber 30, 40 Wohneinheiten platzieren könnte, weil sie entspre-
chende Bearbeitungskapazitäten hat, wäre sie flexibel und könnte wesentlich mehr 
am Markt erlösen. Wir sehen momentan, dass das System der BayernHeim fast 
das einzige ist, das im Wohnungsbau derzeit noch läuft. Daher mein Appell an die 
bayerische Landesregierung, sich darauf zu konzentrieren, um so etwas auf den 
Weg zu bringen.
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Beim Thema günstiges Bauen oder beim Gebäudetyp E bin ich schon oft gefragt 
worden, ob die Gebäude auch lange halten, wenn man billiger bauen will. Der 
Kundschaft müssen wir sagen: Das darf nicht auf die Qualität, die Standsicherheit 
und die Dauerhaftigkeit gehen. Dann haben wir rein technisch gar nicht sooo viele 
Möglichkeiten abzuspecken. Sie haben als Architektenkammer 15 Details bei 
Frau Geywitz eingereicht. Wir haben als ZDB 15 nachgeschossen, aber dann 
wird’s schon ein bissel dünn. Wenn wir uns auf solche technischen Details rein zi-
vilrechtlich einigen und eine Liste definieren könnten, hätten wir den Vorteil, dass 
wir beim Gebäudetyp E keinen Wildwuchs bekommen. Denn wenn jeder irgendei-
nen Gebäudetyp E anbietet, indem er dies oder jenes weglässt und sagt, ich mach 
dir einen guten Preis, machen wir das System kaputt. Lasst uns also als Techniker, 
als Architekten, als Ingenieure eine Liste erarbeiten, die auch rein rechtlich hält 
und an der wir uns dann orientieren können bei dem, was wir draußen am Markt 
tun. Wenn wir dann noch besser werden und das öffnen können, Frau Haack, 
warum nicht? – Aber als ersten Schritt, um vorwärtszukommen, wäre das mein 
Vorschlag. Prädestiniert ist die BayernHeim, weil sie erstens als sachkundiger, 
fachkundiger Bauherr auf Augenhöhe wahrgenommen wird. Da haben wir schon 
rein rechtlich weniger Probleme. Zweitens behält sie diese Wohnungen, wird sie 
nicht veräußern. Insofern kommen wir auch nicht in eine Klageflut, die später dazu 
führt, dass man rechtliche Probleme hat.

Abg. Joachim Konrad (CSU): Herr Schubert-Raab, glauben Sie nicht, dass die 
BayernHeim zu weit weg ist von den Kommunen, die die Flächen haben? Wenn 
wir das KommWFP wieder attraktiver machen, indem der Fördersatz beispielswei-
se von 30 auf 50 % erhöht würde, könnte ich mir vorstellen, dass die Bürgermeis-
ter und die Gemeinde wieder bereit sind, selber sozialen Wohnungsbau zu organi-
sieren. Das ist ja ein sehr einfaches, gutes, attraktives Programm. Ich denke, dass 
es jetzt nur wegen der Zins- und Baupreislage lahmt. Die 30 % für Neubauten rei-
chen da wohl nicht mehr aus. Vielleicht liegt der Schlüssel eher hier als bei der 
BayernHeim. Wie sehen Sie das?

SV Dipl.-Ing. Wolfgang Schubert-Raab (lbb-bayern): Erstens. Da lahmt eigentlich 
gar nichts, außer dass die BayernHeim ein Personalproblem hat. Sie kriegt genü-
gend Angebote von kommunalen und privaten Wohnungsbauträgern, die auch in 
der Fläche aktiv sind. Sie kennt die Kommunen, ihre Bürgermeister und die Land-
ratsämter und weiß, wo Flächen diesbezüglich zur Verfügung stehen würden. Sie 
ist auch fachlich in der Lage, im Vorfeld mit den Bezirksregierungen zu klären, ob 
da EOF-geförderte Wohnungen entstehen könnten. Daran liegt es nicht. Der Fla-
schenhals ist beim Personal und bei der Aussage, dass die BayernHeim nur große 
Projekte kann. Dadurch bewegt sich im Endeffekt in der Fläche wie auch in den 
Ballungszentren weniger.

Abg. Martin Behringer (FREIE WÄHLER): Mir geht’s um die Entbürokratisierung 
der Bayerischen Bauordnung. In Ihren Stellungnahmen stand viel zu der Frage, 
was man eventuell entrümpeln, was man verbessern und an die Realitäten im 
Wohnungsbau anpassen könnte. Allein 14 Mal wird in den Stellungnahmen das 
Wort "Stellplatzverordnung" genannt; da muss einfach etwas verbessert werden, 
sobald die entsprechenden Mobilitätskonzepte nachgewiesen sind. Das ist klar. Da 
kann man sich sicherlich eine Verringerung der Zahl der Stellplätze vorstellen, was 
den Bund Naturschutz vermutlich freut, weil man dann entsprechend weniger Flä-
che verbraucht und ein Ausbau des ÖPNV gut wäre. In den Stellungnahmen stand 
auch viel über Erleichterungen beim Lärmschutz, Barrierefreiheit, Feuerwehrzu-
fahrten, Abstandsflächen und so weiter, über alles eben, was das Bauen leichter 
machen würde. Uns wäre wichtig, dass die Bauordnung nach der letzten Verbes-
serung von 2021 erneut aufgegriffen wird. Das sollte aber nicht dem Ministerium al-
leine überlassen werden, sondern dazu sollte eine Art Task Force eingerichtet wer-
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den, die sich die Bauordnung vornimmt, um das Bauen wirklich leichter zu 
machen. Wäre die Installation einer solchen Gruppe nach Ihrer Auffassung der 
richtige Weg, um hier ein wohnungsbaufreundliches Bauordnungsrecht zu schaf-
fen?

SV Hans Maier (VdW Bayern): Es gab eine Anhörung im Arbeitskreis Wohnen der 
CSU, zu der wir geladen waren; dort haben wir die Vorschläge eingebracht. Von 
unseren Unternehmen kommen immer die Themen Stellplätze und Aufstockung. 
Viele unserer Unternehmen stocken auf, weil das die einzige Möglichkeit ist, die sie 
momentan zur Verfügung haben. Dann kommt halt immer die Frage: Wie viele 
neue Stellplätze muss ich schaffen, damit ich aufstocken darf? – Das behindert uns 
manchmal, und das müssen wir irgendwie hinbekommen. Auch das Abstandsflä-
chenrecht ist ein Thema, auch der Schallschutz immer wieder mal, beispielsweise 
wenn Kinderspielplätze oder dergleichen in der Nähe sind. – Die Punkte sind 
schon längst vorgebracht worden; wenn es da noch einmal eine Runde geben soll-
te, vielleicht hier im Bauausschuss, kommen wir natürlich gerne wieder, oder An-
dreas?

SV Andreas Eisele (BFW): Ja, wir kommen jedes Mal gerne wieder und erzählen 
immer das Gleiche. Denn wir haben hier ja kein Erkenntnisproblem. Es ist ein Um-
setzungsproblem. Ich habe jetzt gerade vom Wohnungsbautag die Folie von 
Prof. Walberg herausgesucht, in der die Steigerungen dargelegt werden. Von 2000 
bis zum vierten Quartal 2023 betrug die Steigerungsrate 100 % im Rohbau, 144 % 
im Ausbau konstruktiv, 336 % im Ausbau technisch und 132 % bei den Bauneben-
kosten. Diese Steigerungen wurden hervorgerufen durch Materialkosten, EnEV, 
GEG, Barrierefreiheit, Qualitätsansprüche, Wärmegesetz, Expertengutachten, Ab-
gaben, Gebühren. Diese Rahmenbedingungen machen das Bauen so viel teurer.

Über die Eigenkapitalrenditen der privaten Immobilienwirtschaft besteht vielleicht 
eine etwas falsche Einschätzung. Sie sind gar nicht so hoch, dass man da ohne 
Probleme immer wieder etwas wegnehmen kann, denn wenn das so einfach wäre, 
würden es wahrscheinlich alle anderen auch selber machen. Die Konstellation 
schaut derzeit so aus: Wir haben jetzt geringere Beleihungswerte in der Finanzie-
rung. Das führt automatisch dazu, dass die Gesamtkosten steigen, weil ich zusätz-
lich anderes, noch teureres Kapital dazu nehmen muss – von Mezzanin-Finanzier-
ern, von Private Equity etc. Ich bekomme nämlich nicht mehr 70, 80 oder 90 % 
finanziert, sondern nur noch 60 oder, wenn‘s hoch kommt, 70 %. Das ist für die 
Breite der Bauträger und gewerblichen Entwickler; das hat nichts mit Fonds zu tun, 
die sowieso mit 50 % Eigenkapital reingehen. Das macht die Projekte insgesamt 
teurer, und das können wir nicht mehr kompensieren. Das sieht man ja jetzt am 
Markt. Diese Spielräume sind nicht da. Deswegen werden alle Projekte zurzeit 
storniert, zurückgestellt und nicht mehr durchgeführt. – Ich bitte immer mit zu be-
rücksichtigen, dass wir im Rahmen unserer wirtschaftlichen Möglichkeit arbeiten 
müssen.

SVe Prof. Lydia Haack (Bayerische Architektenkammer): Wir kommen jederzeit 
gerne und beteiligen uns. Aber wir stehen ohnehin mit dem Bauministerium in 
engem Kontakt und arbeiten stetig an diesen Dingen. Momentan geht es um die 
Durchforstung und Entschlackung der technischen Bauvorschriften. Die unter-
schiedlichen Regelungsbedarfe und Regelungen sind die Schnittstellen zwischen 
Bundesbaurecht, dem Landesbaurecht und den ganz vielen unterschiedlichen 
Satzungen. Wir müssen also diese unterschiedlichen Systeme miteinander abglei-
chen und schauen, ob es Einigungsmöglichkeiten gibt. Denn es liegt in der Regel 
nicht an einer einzigen Verordnung, sondern an der Komplexität des jeweiligen 
Themas, das auf unterschiedlichen Ebenen geregelt ist. Ich fände es, wenn wir 
diesen Prozess angehen, sinnvoll, uns zunächst auf generelle Ziele zu verständi-
gen, um dann zu gucken, wen wir brauchen, um das zu lösen. Denn es ist nie nur 
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eine einzige Stelle; das geht nur zusammen mit den Kommunen. Ansonsten 
kommt man nie zu dem Resultat, das man sich zunächst einmal vorgestellt hat.

SV Thomas Schmid (Bayerischer Bauindustrieverband): Herr Behringer, die Task 
Force sitzt hier. – Danke schön für die Einladung. Das ist genau das Gremium, in 
dem wir solche Dinge besprechen müssen, wie meine Vorredner gesagt haben. 
Die BayernHeim, Herr Schubert-Raab, ist ein Player im staatlichen Bereich; da will 
ich Ihnen nicht widersprechen, wenn Sie mehr Freiheiten, kleinere Projekte auch 
im ländlichen Raum fordern. Dafür brauchen sie vielleicht etwas mehr Personal. 
Aber die Lösung des Grundproblems im Wohnungsbau geht nur über den Privaten. 
Was vorhin über die Genossenschaften und die staatlichen Wohnungsbauunter-
nehmen gesagt wurde, – ich will es nicht kleinreden, aber: – das geht nur, wenn 
der Private wieder anspringt. Wenn sich’s für den rentiert, werden wir das Woh-
nungsproblem insgesamt in der Bundesrepublik lösen. BayernHeim – das können 
wir fordern und unterstützen, aber ohne den Privaten wird’s nicht gehen.

Abg. Werner Schießl (FREIE WÄHLER): Vielen Dank. Dann kommen wir jetzt 
wieder zur Fragerunde der Abgeordneten.

Abg. Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Vielen Dank an alle; wir haben schon 
sehr viele Themen besprochen. Deutlich ist geworden, dass die öffentliche Hand 
bei den Sofortmaßnahmen eine ganz wichtige Rolle hat. Sie haben recht, danach 
müssen die Privaten wieder Räume bekommen. Mich würde interessieren, wo wir 
hier in Bayern schnell was tun können, sodass wir dieses Jahr noch auf der Straße 
etwas sehen. Wir Politiker haben immer den Wunsch, möglichst bald was sehen zu 
können, auch wenn das schwer zu realisieren ist. Beim Vergabethema und dem 
Schwellenwert von 6 Millionen ist der Vorschlag, den Herr Prof. Burgi mit seinem 
Gutachten eingebracht hat, sehr deutlich geworden. Mich würden Ihre Hinweise zu 
Frage 7, Digitalisierung, sehr interessieren. Sehen Sie da Beschleunigungspotenzi-
al, vielleicht in der Digitalisierung der Bauämter? – Vielleicht wäre ein Digitalbonus 
für die freien Berufe eine Idee. Können Sie sagen, was Sie sich zu diesem Thema 
wünschen und ob Sie hier Beschleunigungspotenzial sehen?

Abg. Ursula Sowa (GRÜNE): Ich würde auch sagen: Wir sind im Herzen Bayerns, 
im Landtag. Die staatlichen Instrumente, die es gibt, wollte ich abklopfen unter dem 
Aspekt, inwieweit sie Ihnen behilflich sein können. Dazu gehört die schon genann-
te BayernHeim, die Stadibau und das Siedlungswerk. Aber wir haben auch die 
IMBY, die auch ein großer Player ist, und es gibt noch die Bayern Grund, die dazu 
da ist, Gewerbeflächen zu erschließen. Inwieweit würden Sie diesen Einrichtungen 
noch eine Hausaufgabe mitgeben? Herr Schubert-Raab hat schon bei der Bayern-
Heim konkrete Ansätze gemacht. Vielleicht können Sie bei der IMBY oder der Bay-
ern Grund einhaken. Ich freue mich insbesondere darüber, dass Herr Mergner als 
Vertreter des Bund Naturschutz da ist, der hier eigentlich sehr konstruktive Vor-
schläge macht. Sonst heißt es ja immer, der Bund Naturschutz ist der Verhinderer. 
Das ist er hier nicht. Ich fände es sehr gut, wenn Sie aus Ihrer Sicht sagen, wie Sie 
künftig Bauvorhaben im Bestand und flächensparend so unterstützen, dass das 
ewige Hickhack zwischen dem Bund Naturschutz und den Bauwilligen vielleicht 
eine neue Perspektive bekommt.

Abg. Benjamin Nolte (AfD): Wir sind hier im Bayerischen Landtag und wollen ein 
bisschen schauen, was wir für Sie tun können. Aus Ihren Wortmeldungen habe ich 
die Themen Überregulierung, Überbürokratisierung herausgehört. Machen wir’s 
doch mal ganz pragmatisch: Vielleicht nennt jeder der Sachverständigen in der 
Runde eine Verordnung oder ein Gesetz, das es aus seiner/ihrer Sicht nicht 
braucht und das wir eventuell abschaffen können, um das Bauen in Bayern zu ver-
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einfachen. Es wäre natürlich schön, wenn da auch Verordnungen und Gesetze ge-
nannt werden, die auf Landesebene beschlossen werden können. – Vielen Dank.

SV Dr.-Ing. Werner Weigl (Bayerische Ingenieurekammer-Bau): Ich habe zum 
Thema Digitalisierung einen ganz spontanen Beitrag. Heute musste ich auf dem 
Weg nach München zwischenzeitlich eine kurze Videokonferenz machen. Zwi-
schen Landshut und Regensburg hätte ich die gar nicht vereinbart, weil es auf der 
B 15 neu nicht geht. Ich habe überlegt: Auf der A 9 von Regensburg nach Mün-
chen ginge es vielleicht einigermaßen. Dann bin ich in der Holledau rausgefahren. 
Der Effekt war auch da nicht wünschenswert. – Wir können so viel über Digitalisie-
rung sprechen, wir investieren wahnsinnig viel in unsere Mitarbeiter und in unsere 
Software. Alldieweil, sobald wir an die Basics gehen, fehlt’s bei uns noch – wie 
sagt man so schön in Bayern? – "vom Boa weg". Wir haben kein flächendecken-
des digitales Netz, und wir können noch so viel über eine digitale Verwaltung und 
über digitale Bauabwicklung, über den Digital Twin und möglichen alle anderen 
Themen reden; wenn wir die Basics nicht schaffen – darüber reden wir hier im 
Hohen Haus schon viele Jahre lang –, kriegen wir das nicht gebacken. Jeder, der 
in Skandinavien, in Island oder weiß Gott wo in Urlaub war, weiß, wie gut woan-
ders die digitalen Netze sind und wie weit wir im Hochindustrieland Deutschland 
und auch in Bayern noch hinterherhinken.

SV Thomas Schmid (Bayerischer Bauindustrieverband): Bei der Digitalisierung 
mache ich gleich den Schwenk zur Entbürokratisierung. Digitalisierung ist schlicht-
weg die Grundlage für alles, was wir hier besprochen haben, auch fürs Flächen-
sparen, für Nachhaltigkeit. Sie können den CO2-Schattenpreis, der irgendwann 
kommen und eingepreist werden muss, nicht mehr auf dem Papier berechnen. 
Was man mit einer anderen Ausführung, einem anderen Baustoff einspart etc., 
kann man nur noch digital berechnen.

Die öffentliche Hand hat beschlossen, dass wir, die Baufirmen, E-Rechnungen ein-
reichen müssen. Was ist die Realität? Wir kriegen die E-Rechnung. Sie kommt 
zwar in den Staatlichen Bauämtern an, dann wird sie ausgedruckt, mit Kugelschrei-
ber korrigiert und mit der Post zurückgeschickt. Da hat man doch irgendwo die Di-
gitalisierung nicht ganz verstanden. – Das wäre zum Beispiel einer meiner konkre-
ten Vorschläge, wie man ganz schnell viel Verwaltungsaufwand abschaffen könnte. 
Nehmen wir noch ein bisschen KI dazu – Prüfung von Bauanträgen: Am einfachs-
ten ist – das kann die KI auch schon – die Prüfung der Frage, ob der Bauantrag 
komplett ist. Wenn sie das macht, haben wir schon einen Haufen Zeit gespart. 
Wenn der Zuständige in Urlaub oder sonst wo ist, hat die KI keinen Urlaub. Es geht 
nur mit Digitalisierung. – Das sind gleich zwei Vorschläge von unserer Seite.

SVe Prof. Lydia Haack (Bayerische Architektenkammer): Ich will zu beiden Fra-
gen kurz Stellung nehmen. Dass die Digitalisierung noch nicht schnell genug geht, 
wissen wir. Von den Kapazitäten brauchen wir gar nicht mehr zu reden. Wir müs-
sen uns aber darüber Gedanken machen, was diese Prozesse der KI-gesteuerten 
Planung auslösen. Das sind nämlich Quellen, in denen wir sensible Planungsdaten 
in Instrumente geben, deren Urheberschaften im Moment noch nicht geklärt sind. 
Da liegt das eigentliche Problem, das wir jetzt mal angehen müssen: Wie geht das, 
wie können die planenden Berufe, der Mittelstand, diese Instrumente nutzen? Ein 
naheliegendes Beispiel ist doch: Ich pflege meine Planungsdaten über eine Straf-
justizanstalt in die Künstliche Intelligenz ein. Das machen wir bei zwanzig Bauvor-
haben, und dann weiß jeder, wie die räumlichen Zusammenhänge sind. – Wir 
haben sensible Daten – nicht nur wir als Planer, sondern auch Daten von Bauher-
ren. Dafür müssen wir einen geschützten Raum schaffen, und zwar so, dass er 
mittelstandsfreundlich ist und für alle in Architekturbüros, für kleine und mittlere 
Strukturen, auch Handwerker, verlässlich geregelt ist und geschützt ist. Da sehe 
ich ganz großen Handlungsbedarf.
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Zur zweiten Frage, was die BayernHeim und Konsorten tun können, sage ich: 
Ganz einfach Vorbild sein. Sie müssen sich all der Probleme, die wir jetzt haben, 
annehmen. Da geht es beispielsweise um die urbanen Lasagnen, wie ich immer 
sage, diese Mischung aus oben wohnen, unten Supermarkt. All das, was derzeit 
an unseren Normen und Regeln scheitert, müsste zu Pilotprojekten werden, mit 
denen man Dinge ausprobieren kann. Sie sind nämlich Bestandshalter, und dann 
kann man eine solche Liste anfertigen wie die, von der Sie, Herr Schubert-Raab, 
gesprochen haben. Beim Gebäudetyp E wird es übrigens ja genauso gemacht. Wir 
brauchen Pilotprojekte, die positive Signale in die Gesellschaft geben: "Wir schaf-
fen das, und zwar auf wenig Fläche, nachhaltig und in einer gemischten Nutzung." 
– Das können die tun. Wenn Sie darauf hinwirken, dass das geschieht, bekommen 
wir positive Signale, Aufbruchssignale. Davon profitiert auch die freie Wirtschaft, 
weil das vorgelebt wurde. Solche Projekte sind immer Katalysatoren für Positives 
und Neues.

SV Richard Mergner (BUND Naturschutz in Bayern): Ich bitte um Nachsicht, wenn 
ich in Kürze gehen muss, weil ich heute Abend noch eine Veranstaltung mit unse-
ren Ehrenamtlichen habe. Beim Thema Videokonferenz musste ich schmunzeln, 
weil ich das auch ab und zu im Zug mache. Wenn man nicht gerade von Nürnberg 
nach Regensburg fährt, ist es schon zumindest einigermaßen gut. Zwischen 
Landshut und München muss ich es noch mal ausprobieren, aber da ist eher die 
Frage entscheidend, ob der Zug kommt.

(Heiterkeit)

Zur Frage von Frau Abgeordneter Sowa haben wir in unserer Stellungnahme eini-
ges gesagt. Ich kenne natürlich den Vorwurf: Ihr redet von Verdichtung, aber 
wenn’s dann um Grünflächen und Bäume geht, ist es damit schon wieder vorbei. 
Ich will den Interessenkonflikt mit einer Schwammstadt, die ihrer Bevölkerung, ge-
rade denen, die vielleicht nicht im Einfamilienhaus mit Garten und Swimming-Pool 
wohnen, tatsächlich Erholung ermöglicht, nicht leugnen. Wir haben hier unter-
schiedliche Ansprüche, und sie begrenzen eben auch das Bauen und die Nachver-
dichtung. Wir haben wirklich große Kapazitäten beim Dachgeschossausbau, der 
Aufstockung, der Überbauung von Parkplätzen, von Supermärkten etc. Es gibt 
dazu ja schon Projekte von großen Einzelhandelsketten. Da sind noch unheimlich 
große Potenziale. Ich würde mir wünschen, dass vom Landtag oder vom Bauminis-
terium eine entsprechende Initiative ausgehen würde, um die Kommunen an die 
Hand zu nehmen, diese Potenziale erst einmal zu ermitteln, so ähnlich wie beim 
Dachsolarkataster, und dann zu versuchen, wie man eine Ökonomie für diese 
Dinge bekommt. Das ist natürlich entscheidend. Die Genossenschaften, aber auch 
die staatlichen Wohnungsbaugesellschaften haben hier eine Vorbildfunktion, wie 
schon angesprochen wurde. Ich habe Ihnen ja ein Beispiel genannt, wo das schief-
gegangen ist. Dort könnten wir seit fünf Jahren im Ballungsraum Nürnberg, fünf-
zehn Schnellzug-Minuten vom Hauptbahnhof Nürnberg entfernt, Wohnungen 
schaffen. Das ist aber nicht gemacht worden. Ich will Einzelbeispiele nicht generali-
sieren, glaube aber, dass da noch einiges drinsteckt.

Einen zweiten Bereich möchte ich ansprechen: Wenn wir Altlasten angehen, müs-
sen wir über Baugebote etc. reden. Viele Kommunen müssen hilflos zuschauen, 
wenn mit Flächen spekuliert wird, die durchaus auch in ausgewiesenen Bebau-
ungsplänen liegen, aber nicht bebaut werden. Sie haben ja schon über die Grund-
steuer C diskutiert. Auch hier müssen die entsprechenden Rahmenbedingungen 
geschaffen werden. – Von Ihnen kam zu Beginn die Forderung, dass wir einfach 
mehr Geld brauchen. Dann geht’s uns wieder gut. – Im Moment debattieren wir 
über die Schuldenbremse. Das sind ja alles Auswirkungen. Die Klage der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion hat zu den Beschlüssen geführt, die umgesetzt werden 
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müssen. So hängt das eine mit dem anderen zusammen. In der heutigen Runde 
sind durchaus viele Vorschläge gekommen; wenn die im Rahmen der Handlungs-
möglichkeiten des Bayerischen Landtags bzw. der Staatsregierung umgesetzt wer-
den, sind wir schon ein Stück weit gekommen. – Ich bitte um Nachsicht dafür, dass 
ich nun zum Zug muss.

SV Hans Maier (VdW Bayern): Zu der Frage, was man schnell machen kann, 
möchte ich drei Punkte nennen, mit denen man vielleicht das Bauen wieder schnell 
ankurbeln könnte. – Mit der Digitalisierung werden wir in Bayern wohl so schnell 
nichts gewinnen. Das ist meine feste Überzeugung, aber ich hoffe, dass sie weiter-
geht.

Der erste Punkt ist schon angesprochen worden, das zu komplizierte Vergabe-
recht. Kommunen bauen nicht mehr, weil sie mit dem Thema nicht mehr zurecht-
kommen. – Der zweite Punkt ist die Eigenheimförderung. Ich glaube, dass wir sie 
brauchen, um das private Kapital wieder anzulocken. Ein bayerisches Eigenheim-
förderprogramm gibt’s ja schon; das müsste meiner Meinung nach ausgebaut wer-
den. – Der dritte Punkt wurde von Herrn Mergner angesprochen: Die Bestandsver-
dichtung muss erleichtert werden. Wir haben ja schon den Dachgeschossausbau 
genehmigungsfrei. Aber das reicht nicht, weil drum herum zu viel Auflagen sind, 
Beispiel Stellplatzrecht. Wenn du zehn Wohnungen baust, brauchst du zwanzig 
Stellplätze. Die sind aber nicht mehr baubar, und dann geht das alles nicht. Wir 
brauchen einfach andere Regelungen für die Verdichtung bzw. die Aufstockung. 
Ich glaube, die Kommunen brauchen da verbindliche Vorgaben.

SV Johannes Edmüller (BZV): Mir gefällt das von Herrn Nolte ins Spiel gebrachte 
Wunschkonzert: Welche Norm wünschen wir uns weg? – Da fällt mir das Effizienz-
haus 40 ein, das EH 40. Das sollten wir wegwünschen. Das brauchen wir aktuell 
nicht, um wieder mehr zu bauen. Das Effizienzhaus 55 reicht völlig aus und ist 
auch kostenoptimal, wie Herr Schubert-Raab ausgeführt hat. Das andere führt nur 
zu mehr Dämmungen, zu mehr Dämmmaterial, zu mehr Volumen und mehr Auf-
wand. – Das wäre mein Wunsch aus Bausicht.

Aus Unternehmersicht würde ich mir die CSRD-Berichterstattung – Corporate Sus-
tainability Reporting Directive – wegwünschen. Meine kaufmännische Leiterin hat 
mir erzählt: In einem 400-Mann-Unternehmen müssen sechs Leute sich ab jetzt in 
einer Task Force damit befassen, dass wir ab 2025 die CSRD-Richtlinie einhalten, 
nachdem wir ohnehin schon drei Bilanzen machen müssen: Nach IFRS, nach 
HGB, nach Steuerrecht. Nach EU-Recht sind die Kennzahlen wieder ganz andere 
und so weiter. Wenn ich höre, man wolle die Bürokratie abbauen, und dann kommt 
Brüssel wieder mit sowas daher, dann hat man wirklich keine Lust mehr aufs Un-
ternehmer-Sein. Das ist leider so. Ich möchte das nicht weiter ausführen. Aber das 
Wunschkonzert gefiel mir gut, und das wären meine zwei Wünsche.

SV Dr.-Ing. Werner Weigl (Bayerische Ingenieurekammer-Bau): Bei dem Wunsch-
konzert möchte ich mich kurz anschließen. Ich würde mir wünschen, dass wir von 
starren Regelungen wegkommen. Sie haben ja gerade Beispiele genannt – Ener-
gieeffizienz und so weiter. Stattdessen könnten wir vielleicht zu einer ganzheitli-
chen Betrachtung kommen; man könnte sich beispielsweise entscheiden, mehr in 
die Photovoltaik-Anlage zu investieren und damit die Grundwasser-Wärmepumpe 
zu betreiben. Dafür könnte man sich dann im Gegenzug eine Dämmung sparen. – 
Hier sind wir, glaube ich, momentan zu sehr auf die eine Seite fokussiert, zu wenig 
auf die andere. Vielleicht müssen wir uns zu einer Wahlmöglichkeit entwickeln, wie 
man die Energieeffizienz insgesamt betrachtet.

SV Andreas Eisele (BFW): Herr Nolte, vielen Dank für die Frage. Es geht eigent-
lich nur, wenn wir mehr Flächen bekommen, um sie neu zu bebauen. Dagegen gibt 
es viele Vorbehalte, die wir immer wieder diskutieren. Aber in den Beständen wer-
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den wir nicht in einem überhaupt nennenswerten Maße nachverdichten. Hans Mai-
er hat das ja auch gerade angesprochen. Es wäre schön, aber es wird nicht pas-
sieren, und wir werden auch nicht aufstocken. Diese Diskussionen, die wir führen, 
seitdem ich denken kann, sind illusorisch, weil eben jeder klagt und sich die Sache 
damit von selber erledigt. Wir brauchen also am Ende neue Flächen, die wir über-
bauen können. Uns ist auch allen klar, dass wir die ganze Diskussion über Nach-
haltigkeit dazu führen müssen. Aber wenn wir keine neuen Flächen bekommen, 
werden wir ein nicht lösbares Problem haben. Denn wir werden die Nachverdich-
tungspotenziale in der Stadt nicht heben können. Wenn da nachverdichtet wird, 
wird das auch nicht zu günstigem Wohnraum führen. Das ist aufgrund der Kosten-
struktur vollkommen ausgeschlossen, wenn wir von der aktuellen Situation ausge-
hen. Meine Bitte wäre, sich zu überlegen und abzuwägen, ob man es nicht ermög-
licht, dass mehr Flächen zur Verfügung stehen. Denn das wäre das einzige Mittel, 
das ordnungspolitisch dazu führt, dass wir mit mehr Angebot vielleicht sinkende 
Preise bekommen und mehr der gewünschten Wohnungen anbieten können.

SV Dipl.-Ing. Wolfgang Schubert-Raab (lbb-bayern): Ich kann Ihnen nur bei-
pflichten: Mehr Flächen! Wie kommt man zu mehr Flächen? Der Staat hat sehr 
viele Flächen zur Verfügung. Die Frage ist, wie und unter welchen preislichen Be-
dingungen er sich zu dem Vorschlag positioniert, diese Flächen einer Nutzung zu-
zuführen. Darüber muss man sich generell Gedanken machen. Wenn der Staat 
bzw. die Kommunen sich immer am normalen Grundstückspreis orientieren müs-
sen, um nicht in den Verdacht zu geraten, irgendjemanden zu begünstigen, hat 
man zwar die Fläche, aber vom hohen Preis kommt man nicht weg.

Wenn wir Flächen brauchen, sollten wir den Landwirten einen steuerlichen Anreiz 
geben, damit sie Flächen zur Verfügung stellen. Das ist jetzt kein bayerisches 
Thema, aber solange die Landwirte uns eine Fläche zur Bebauung geben und 
gleichzeitig die Hälfte ihres Erlöses durch die Steuer weg ist, behalten sie natürlich 
ihren Acker. Wir diskutieren schon seit Jahren darüber, dass dem Landwirt etwas 
im Sinne eines Re-Invests ermöglicht werden müsste. Ich meine damit nicht einen 
größeren Schlepper, sondern eventuell eine Beteiligung, eine Wohnung oder Ähnli-
ches. Wenn er den Grund zur Verfügung stellt, sollte er wieder was einlegen kön-
nen. Dann bekommen wir, glaube ich, mehr Einsehen von den Eigentümern. Das 
betrifft natürlich auch innerörtliche landwirtschaftliche Anwesen, die gar nicht mehr 
betrieben werden.

Frau Sowa hat eine Frage zu den Flächen gestellt, Frau Schuhknecht zur Digitali-
sierung. Das Thema kennen wir alle. Ja, Ausbau unserer digitalen Infrastruktur, 
aber auch die Schaffung der Möglichkeit für unsere Behörden, digital überhaupt 
mithalten zu können. Sie haben von der E-Rechnung gesprochen, Herr Schmid. 
Ich rede von einer BIM-Planung oder, weit darunter, einer 3-D-Planung. Unsere Ar-
chitekten können das, die machen das auch. Aber wenn wir sie dann wieder im 
Endeffekt in 2 D ausdrucken müssen, um die Baugenehmigung erwirken zu kön-
nen, haben wir nichts gewonnen. Es gibt Ämter in nicht kleinen Städten, die sagen: 
Ja, wir möchten das jetzt unbedingt; das müssen Sie uns liefern. – Dann ist es 
dort, und dann hörst du drei, vier Wochen nichts. Auf Nachfrage wird dir kleinlaut 
erzählt: Wir können das nicht öffnen. – Da fällt mir nichts mehr ein. Auf diese Art 
und Weise können wir nicht vorwärtskommen. Wenn wir unseren Mitarbeitern in 
den Behörden nicht die Möglichkeiten von der Ausbildung und der Technik her bie-
ten, an dieser Thematik teilzunehmen, brauchen wir uns nicht zu wundern, wenn 
nichts läuft.

Zum Dritten, zum Wunschkonzert. – Ich war letzte Woche in der Staatskanzlei; 
große Runde zum Bürokratieabbau. Generell haben wir festgestellt, wir haben ein 
Riesen-Problem, weil der Freistaat Bayern an und für sich gar nicht so viele Mög-
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lichkeiten und Einfluss hat, die tatsächliche Bürokratie einzudämmen, weil viel an 
Berlin liegt und weil ein großer Teil für den dicken Hals in Europa geschaffen wird. 
Wir werden die Bürokratie auch nicht so eindampfen können, wie wir uns das wün-
schen. Da haben schon ganz andere daran gearbeitet. Wir könnten aber – das ist 
wiederum ein Thema unserer Genehmigungsbehörden – die Mitarbeiter befähigen, 
eventuell anders zu arbeiten. Ich erzähle mal ein Beispiel, damit Sie wissen, was 
ich meine. Wir haben letztes Jahr bei einem Bauvorhaben versucht, 2.000 Kubik-
meter Humus auf ein Feld zu fahren; wir haben uns geweigert, besten Humus in 
die Deponie zu bringen. Wir haben einen Landwirt gehabt, der dafür war und ge-
sagt hat: Auf jeden Fall – euer Humus ist besser als der, den ich da liegen habe. – 
Dann Kommune, Landratsamt, Abfallbehörde, Umweltbehörde, dann das Amt für 
ländliche Entwicklung und Ernährung, der Naturschutz, das Katasteramt haben wir 
auch noch gebraucht, weil der Acker auf zwei verschiedenen Flächen lag. Wir 
waren jedenfalls zu acht auf dem Feld; wir haben unmögliche Bedingungen disku-
tiert – Abstandsflächen, Wiederherstellung von Mulden und, und, und. Das Ende 
vom Lied war, dass nach vier Monaten Diskussion kein Ergebnis erzielt wurde, und 
der Landwirt hat wieder angesät. Aus die Maus. – Wenn wir so arbeiten, haben wir 
auch in den Ämtern keine Kapazitäten frei. Da muss es doch für die Regelung sol-
cher Fälle einen geben, der zuständig ist und der sich traut, eine Entscheidung zu 
treffen. So kompliziert ist es ja nicht. Wir haben dort jedenfalls festgestellt: Oft sind 
unsere Behörden so aufgestellt, dass man mit Bürokratie versucht, Verantwortlich-
keiten zu überdecken. Das ist keine Schuldzuweisung, sondern ein gesellschaftli-
ches Problem. Davon müssen wir weg. Wenn wir das hinkriegen, wenn wir Regel-
fälle definieren, wenn wir Verantwortliche definieren, die die Kompetenz und 
Befähigung haben, eine Entscheidung zu fällen, die auch vom Vorgesetzten ge-
deckt wird, auch wenn‘s eventuell mal schiefgeht, sind wir einen Riesen-Schritt 
weiter.

SVe Prof. Lydia Haack (Bayerische Architektenkammer): Ich bin jetzt sehr dank-
bar für Ihren Redebeitrag. Herr Nolte, das ist, glaube ich, die Erkenntnis. Wir sind 
uns hier im Raum weitestgehend einig, was zu tun ist. Die Vorschläge liegen auf 
dem Tisch. Deswegen würde ich sagen: Wenn wir unsere Musterbauordnung in 
einer Richtung, die all diese Aspekte einbezieht, auf die Reihe bekommen und un-
sere Hausaufgaben im Land gemacht haben, müssten wir unsere Kapazitäten 
nach vorne wenden. Das sehe ich ganz genauso. Denn was von der EU in den 
nächsten drei bis fünf Jahren wieder auf uns runterkommt, ist unglaublich. Wir 
müssen das proaktiv steuern. Hier ist unsere bayerische Dependance in Brüssel 
wichtig. Hier ist viel mehr Information vonnöten; die sind natürlich viel zu weit weg. 
Die aktuellen Geschehnisse betreffen immer die Bundesebene und die nächsthö-
here Ebene. Wenn wir proaktiv daran arbeiten, dass die Informationen da landen 
und dass diese Kette funktioniert, läge das uns allen sehr am Herzen. Wir können 
die Probleme, die wir heute auf dem Tisch haben, relativ schnell für unsere Lan-
desbauordnung lösen; die Schritte auf anderen Ebenen sind es, die uns die großen 
Sorgen bereiten. Ich würde bitten, die Sensibilität mehr in diese Richtung zu len-
ken. Das macht’s nicht leichter, aber aus dieser Richtung kommen die größeren 
Brocken auf uns zu.

SV Andreas Eisele (BFW): Ich möchte das noch ergänzen, was Herr Edmüller zur 
CSRD-Richtlinie gesagt hat. Letzten Donnerstag habe ich das bei unserem Staats-
minister für Europa vorgetragen und auf die Konstellation von EU-Taxonomie, 
ESG, Sustainable Finance und CO2-Zertifikate-Bepreisung hingewiesen. Die 
CSRD-Richtlinie ist ein Ausfluss davon. Vor kurzem hatten wir einen Vortrag einer 
KPMG-Beraterin dazu. Das alles ist ganz toll, kostet aber unendlich viel Geld. Die 
CSRD-Richtlinie hängt nicht in der Nachhaltigkeitsabteilung, wenn ich sowas über-
haupt habe; die Mehrzahl unserer Unternehmensstrukturen in Deutschland in der 
Immobilienwirtschaft hat das nicht. Wir sind mittelständisch; diese mittelständische 
Struktur zeichnet uns aus. Sie kann damit nicht in dem Maße umgehen, wie es 

Anhörung
8. BV, 16.04.2024

Bayerischer Landtag • 19. Wahlperiode
Wortprotokoll - Redebeiträge nicht autorisiert 31



Großstrukturen können. Eine aktiengelistete Company hat so eine Abteilung. Wir 
mit im Durchschnitt 3 bis 20 Personen haben solche Abteilungen nicht. Ich bitte bei 
allen neuen Gesetzesvorhaben darauf hinzuwirken, dass man bedenkt, dass wir in 
Deutschland Gott sei Dank eine mittelständische Struktur haben und das eigentlich 
kaum leisten können. Natürlich kann jeder einen spezialisierten Dienstleister be-
auftragen, aber wenn wir gleichzeitig darüber diskutieren, warum Wohnungen und 
Gewerbeimmobilien immer teurer werden, ist das ein weiterer Grund dafür, dass 
alles sehr viel teurer wird. Solche Leistungen passen nicht zu unserer Struktur. Der 
große Unterschied ist zum großen Rest von Europa, dass es dort oft oligopole 
Strukturen gibt mit ganz großen Marktteilnehmern, auch kapitalmarktangebunde-
nen. Für sie ist das kein Problem, aber für unsere stark mittelständische Struktur 
sehr wohl. Das gilt für die Planer, die Architekten ganz genauso. Wir haben eben 
überwiegend kleine Strukturen, die aber die ganz große Masse an Arbeitsplätzen 
stellen. – Ich bitte, das bei allen weiteren Gesetzesvorhaben zu berücksichtigen.

Abg. Tobias Beck (FREIE WÄHLER): Bei uns in Bayern wird seit 2022 gezielt der 
Holzbau in einer Richtlinie gefördert. Holz ist ein sehr klimafreundlicher Baustoff 
mit großem Zukunftspotenzial. Aber auch bei den Massivbaustoffen hat sich in 
puncto Klimaneutralität vieles weiterentwickelt. Wie ist Ihre Reaktion darauf, dass 
wir im Koalitionsvertrag eine Weiterentwicklung der Förderung vereinbart haben, 
gerade im Hinblick auf Massivbaustoffe? Vorhin ist ja der grünere Beton von der 
Firma Bögl oder die Ziegelindustrie, die auch mehr Nachhaltigkeit im Auge hat, an-
gesprochen worden. Mich würde interessieren, ob das baustoffneutraler passieren 
sollte. Wie sehen Sie das?

SV Dr.-Ing. Werner Weigl (Bayerische Ingenieurekammer-Bau): Wir Architekten 
und Ingenieure – ich glaube, da darf ich auch für Frau Haack sprechen – nehmen 
für uns in Anspruch, das Material auszuwählen, das für die jeweilige Aufgabe am 
besten geeignet ist. Insofern stehen wir immer für möglichst große Neutralität, was 
die Materialien anbelangt, einfach um der Kreativität die nötigen Freiräume zu las-
sen. Bestimmte Materialien eignen sich für bestimmte Aufgaben besonders gut. Da 
ist jeder Zwang durch baustoffspezifische Vorgaben vielleicht eher hinderlich. Nor-
malerweise regelt der Markt solche Dinge, außer man sorgt durch einseitige För-
derbedingungen für eine Verschiebung dieses Marktes. Ein ähnliches Thema 
haben wir soeben unter dem Aspekt der Vorschriftenlage besprochen. Mit diesen 
überbordenden Vorschriften – sie sind dankenswerterweise auch von Herrn Eisele 
angesprochen worden – kommen größere Unternehmenseinheiten besser zu 
Rande. Für Kleine und Mittelständler wird es damit immer schwieriger, diesen For-
derungen Genüge zu tun. Beide Aspekte sollten uns davor warnen, immer in die 
eine oder in die andere Richtung zu marschieren. Baustoffneutralität ist, glaube ich, 
eine kluge, eine weise Entscheidung.

SV Dipl.-Ing. Wolfgang Schubert-Raab (lbb-bayern): Ich kann das nur unterstüt-
zen. Wenn der bayerische Staat fördert, um bestimmte Themen voranzubringen, 
muss er das baustoffneutral tun. Entweder er lässt es, oder er muss Ziegel, Kalk-
sandstein, Beton oder Zement gleich fördern. Das ist ja auch eine Frage der Ge-
rechtigkeit, des Umgangs mit unseren Steuergeldern. Holz ist ein wunderbarer 
Baustoff; darüber brauchen wir nicht zu reden. Wieviel Holz haben wir in unseren 
Wohnungen, weil es uns eben gefällt! Aber diese Förderung wird mit Sicherheit 
nicht bewirken, was man sich vorstellt. Momentan bauen wir ein größeres Vorha-
ben, für das wir drei Aufzüge brauchen. Einen davon werden wir aus Massivholz 
bauen, einfach, um das auszuprobieren und um zu sehen, wie wir damit klarkom-
men. Warum denn nicht? Das hat aber nichts mit einer Förderung zu tun, sondern 
weil wir wissen wollen, wie das geht. – Nochmal: Wenn man fördert, dann baustoff-
neutral. Das ist eine Frage der gerechten Verteilung von Steuergeldern.
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SVe Prof. Lydia Haack (Bayerische Architektenkammer): Baustoffneutralität hat 
mit konstruktiven und gestalterischen Maßnahmen zu tun. Jedes Holz braucht 
einen massiven Fuß, weil es nicht gern im Wasser steht. Das ist durch die Nutzung 
bedingt und ganz neutral zu sehen. Jedes Material hat eigene Eigenschaften, un-
terschiedliche Dämmfähigkeit, unterschiedliche Resilienz, unterschiedliche Haltbar-
keit. Ein ganz wichtiger Aspekt ist der Lebenszyklus; er muss mitbetrachtet wer-
den. Denn manches ist in der Anschaffung energieintensiv, aber auf lange Sicht so 
viel nachhaltiger. Das müssen wir jetzt bei der Betrachtung von Materialien ändern; 
wir müssen weggehen von individualen Regelungen. Wir müssen ein Ziel setzen: 
Ein Gebäude, das irgendeine Haltbarkeit und irgendeinen Wärmedurchgang hat. 
Das wird sich in einem breiten Materialkanon ganz unterschiedlich von selber re-
geln. Da müssen wir nicht sagen: Das muss so sein, und das muss so sein. – Man 
kann mal einen Bautypus fördern, weil Wohnbau jetzt quasi ein ganz wichtiges 
Thema ist; man kann mal den experimentellen Wohnungsbau fördern, damit die 
ein paar Dinge annehmen. Da gibt es ja eine Abteilung im Bauministerium. Aber 
dann ist das auch wieder produktneutral, es ist nur nutzungsspezifisch. Unsere 
Haltung wäre es also definitiv, diese Wege lieber breit zu lassen, um den Zugang 
für alle zu ermöglichen. Wir brauchen bei jedem Material eine Produktentwicklung, 
in jedem Baustoff sind Innovationen vorhanden, und brauchen das ganze poten-
zielle Wissen.

SV Johannes Edmüller (BZV): Ich bin durchschaut, ich bin nicht produktneutral, 
auch nicht baustoffneutral. Insofern danke ich meinen drei Vorrednern für ihre 
Statements. Genau das gleiche wollte ich sagen – ergänzt um die Lebenszyklus-
betrachtung von Gebäuden. Jedes Gebäude hat seinen Lebenszyklus, und den 
muss man beachten. Es gibt verschiedene Baustoffe, die gut oder schlechter sind. 
Holz und Ziegel haben Jahrhunderte, ja Jahrtausende nebeneinander gelebt und 
leben bis heute sehr gut miteinander. Das gilt auch für Zimmerer und Maurer. Ich 
verstehe nicht, wieso man politisch immer wieder versucht, hier einen Keil reinzu-
treiben. Es ist völlig unsinnig und macht weder fürs Klima noch für die Menschen 
Sinn, jemanden staatlich zu bevorzugen oder zu unterstützen. – Bitte also eine Le-
benszyklusbetrachtung von Gebäuden. Da gewinnt einmal das Gebäude mit 
50 Jahren, es gibt andere, die mit 80 Jahren gewinnen. Die Lebensdauer ist ein 
wichtiger Punkt, bei den Baustoffen überhaupt. Die Anstrengungen sind zu würdi-
gen; wir denken jeden Tag übers CO2 nach in der Produktion, und investieren aktu-
ell unser ganzes Geld und auch das der Banken in Dekarbonisierung. Es macht 
keinen Spaß, wenn man am Vormittag für 15 Millionen Euro eine Synthesegasan-
lage bestellt, um aus Klärschlamm Gas zu erzeugen, und am Nachmittag zu hören, 
dass die Staatsregierung, der Landtag, wer auch immer eine Beihilfe für Holz mit 
x Millionen wieder verlängert, dass also der Ziegel ein Baustoff zweiter Klasse ist. 
Zur Ziegelherstellung werden 110 Kilogramm CO2 gebraucht; Konstruktionsvollholz 
braucht auch 100 Kilogramm CO2 für die Herstellung. Wir sind also fast gleichauf. 
Auch aus dieser Sicht gibt es also keinen Grund. Aber wichtiger ist, was 
Frau Haack gesagt hat: die Lebenszyklusbetrachtung von Gebäuden. Sie ist das 
Entscheidende; daran müssen wir uns orientieren.

SV Thomas Schmid (Bayerischer Bauindustrieverband): Zur Baustoffneutralität 
muss ich nichts mehr ergänzen. Ganz allgemein zur Förderung: In den letzten 
zehn Jahren habe ich für unseren Verband einige Bauprojekte selber durchgeführt, 
habe in unseren Ausbildungszentren eine Anlageinvestition durchgeführt, die der 
Freistaat Bayern angemietet hat. Jedes Mal werde ich gefragt: Wieviel Förderung 
habt ihr bekommen? – Ich sage darauf: Wir haben gar keine Förderung beantragt. 
Denn wenn ich eine Förderung beantrage, limitieren mich die Förderrichtlinien so 
in der Ausführung, dass unseren Firmen die ganze Innovationskraft genommen 
wird. Die Firmen lässt man nämlich, um eine Förderung zu bekommen, nicht so 
bauen wie sie bauen könnten, sondern wie irgendeiner meint, dass sie bauen müs-
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sen. Deswegen beantragen wir überhaupt keine Förderung. Trotzdem sind wir 
günstiger im Vergleich zu jedem staatlichen Bauvorhaben.

Wir haben in Regensburg zum Beispiel das sogenannte Building Lab. Das ist ein 
Universitätsgebäude. Wir haben das Grundstück von der Stadt Regensburg ge-
kauft, wussten, dass die OTH Regensburg noch für die Digitalisierung, die Ausbil-
dung der Bauingenieure ein Gebäude braucht, haben das so ausgearbeitet, selber 
gebaut, GU-Vergabe, nachhaltig, systemisches Bauen etc. mit einem Mittelständ-
ler, der Firma Donhauser. Wir waren in der Zeit, im Kostenrahmen. Der Freistaat 
Bayern hat das mit einem langfristigen Vertrag angemietet. Die Rendite ist nicht 
groß, aber der Freistaat Bayern ist ein sicherer Mieter. Wunderbar. Null Förderung! 
Die einzigen, die nicht parat waren, als das Gebäude zwei Monate fertig war, 
waren die Professoren.

Abg. Werner Schießl (FREIE WÄHLER): Gut. Gibt es weitere Wortmeldungen? – 
Dann sind wir soweit mit Thema durch. Vielen Dank an alle, die sich die Zeit ge-
nommen haben. Das Thema ist sehr wichtig, wie ich meine, für unseren Ausschuss 
Wohnen, Bau und Verkehr. Die Mitglieder des Wirtschaftsausschusses sind als 
Gäste bei uns. Das finde ich sehr gut als Signal an die Bauindustrie. Wir müssen 
weiterdenken. Von der Digitalisierung haben wir heute gehört; da müssen wir wirk-
lich vorankommen. Wir sind gegenüber dem Ausland im Hintertreffen, beispielswei-
se Litauen oder Estland. Dort sind die Versorgungsquoten bei 97 %; da sind wir 
hinten dran. Wir müssen darüber nachdenken, wie wir die weitere Entwicklung un-
terstützen können. Wir können gerne das Format beibehalten und uns wieder tref-
fen, wenn Sie es wünschen. Herzlichen Dank für Ihr Kommen und Ihre Mitwirkung.

(Beifall)

SV Dipl.-Ing. Wolfgang Schubert-Raab (lbb-bayern): Für das nächste Treffen 
würde ich anregen: Bevor wir sagen, dass wir uns wieder treffen, wäre es schön, 
wenn von Ihrer Seite ein Signal käme: Kommen Sie zu uns; wir haben die, die, die 
Punkte erledigt und wollen berichten, wie es läuft.

Abg. Werner Schießl (FREIE WÄHLER): Wir waren ja neulich schon bei einem 
gemeinsamen Frühstück und haben gesagt, wir bleiben auf jeden Fall dran. – 
Danke. – Ich wünsche allen noch einen schönen Abend. Die Sitzung ist geschlos-
sen.

(Schluss: 17:01 Uhr)
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